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Sehr geehrte Kundin, 
sehr geehrter Kunde, 

Wir freuen uns, dass Sie die Neue Rechtsschutz-Versicherungsgesellschaft AG (NRV AG) zu Ihrem Partner im 
Rechtsschutz gewählt haben. Die NRV AG wird sich mit ihrer mehr als 60-jährigen Erfahrung als Rechtsschutz-
Spezialist für Sie und Ihr gutes Recht einsetzen. Das nachfolgende Bedingungswerk beschreibt den Umfang des 
von Ihnen gewählten Versicherungsschutzes und die gegenseitigen Rechte und Pflichten aus dem Vertrag. 

Wichtige Hinweise: 

Ihr Rechtsschutz-Partner ist die Neue Rechtsschutz-Versicherungsgesellschaft Aktiengesellschaft 
Augustaanlage 25, D – 68165 Mannheim 

Schadenanzeigen 
bitten wir direkt nach Eintritt eines Versicherungsfalles an die obige Anschrift zu senden. 
Telefon: 0049 621 4204-222 
Telefax: 0049 621 4201-650 
E-Mail:  nrv-schaden@nrv-rechtsschutz.de

Rechtsanwaltsbeauftragung 
Ihre Interessen werden durch einen Rechtsanwalt wahrgenommen. Es besteht freie Anwaltswahl. Einzelheiten 
zur örtlichen Begrenzung des Wahlrechts ergeben sich aus Art. 10 Pkt. 3.  

Der Rechtsanwalt wird von uns in Ihrem Namen beauftragt. Wenn Sie sich nach einem Versicherungsfall sofort 
unmittelbar mit einem Rechtsanwalt in Verbindung setzen möchten, sind wir damit einverstanden. Voraussetzung 
ist jedoch, dass Sie oder Ihr Rechtsanwalt uns anschließend unverzüglich benachrichtigen. Wollen Sie sicherge-
hen, ob in Ihrem Fall Versicherungsschutz besteht, empfehlen wir Ihnen, sich vor der Beauftragung des Rechts-
anwaltes mit uns in Verbindung zu setzen. 

Kostenrechnungen 
Schicken Sie uns Rechnungen von Rechtsanwälten, Gerichten und Verwaltungsbehörden sowie Exekutionstitel, 
die Ihnen zugehen, umgehend zu. Die Rechtsanwaltskosten werden von uns direkt an den Anwalt überwiesen. 
Wenn kurze Fristen einzuhalten sind, möchten wir Sie bitten, evtl. sofort fällige Gerichts- und Rechtsanwaltskos-
ten vorzustrecken. Den auf uns entfallenden Betrag werden wir schnellstmöglich erstatten. 

Anwendbares Recht 
Auf das Vertragsverhältnis wird österreichisches Recht angewendet. 

Rücktrittsrecht 
Auf das Rücktrittsrecht nach § 5 c) Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) wird hingewiesen. 

Zuständige Aufsichtsbehörde 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Bereich Versicherungs- und Pensionsfondsaufsicht, 
Graurheindorfer Straße 108, D-53117 Bonn, Deutschland 

Beschwerdestellen 
Interne Beschwerdemöglichkeit 
Neue Rechtsschutz-Versicherungsgesellschaft AG, Augustaanlage 25, D-68165 Mannheim  
Telefon: +49 (0) 621.4204-0, Fax: +49 (0) 621.4204-870, E-Mail: beschwerde@nrv-rechtsschutz.de   

Weitere Beschwerdemöglichkeiten 
Versicherungsombudsmann e.V., Postfach 08 06 32, D-10006 Berlin, www.versicherungsombudsmann.de  

Bundesanstalt für Finanzdienstleitstungsaufsicht (BaFin), Bereich Versicherungs- und Pensionsfondsaufsicht, 
Graurheindorfer Straße 108, D-53117 Bonn, www.bafin.de  

Sie haben auch das Recht, den Rechtsweg zu beschreiten 



. 

____________________________________________________________________________________________________

H441/07/G – 31.01.2025           Seite 3 von 25 

Einführung und Inhaltsverzeichnis für die Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutz-Versicherung 
für Kfz-Händler und –Werkstattbetriebe (ARB KHW 2011) 

Bitte beachten Sie, dass nur die Gemeinsamen und die Besonderen Bestimmungen zusammen den Umfang und die Voraus-
setzungen des Versicherungsschutzes beschreiben. Die Gemeinsamen Bestimmungen gelten in jedem Fall, die Besonderen 
Bestimmungen nur soweit, als sie im jeweiligen Versicherungsvertrag vereinbart sind.  

Die in den Besonderen Bestimmungen beschriebenen Rechtsschutz-Bausteine (Risiken) werden in Form von Rechtsschutz-
Kombinationen für Fahrzeughalter, für Arbeitnehmer, für Betriebe und freie Berufe, für Landwirte etc. angeboten. Umfang und 
Preis dieser Kombinationen sind im Tarif geregelt und werden im jeweiligen Versicherungsvertrag vereinbart. Jene Gesetzes-
stellen, auf die im Rahmen der Bedingungen Bezug genommen wird, finden Sie im Anhang.  

Hinweis: 
Wir verwenden in den nachfolgend aufgeführten Texten personenbezogene Bezeichnungen. Diese beziehen sich auf alle Ge-
schlechter. Zur besseren Lesbarkeit ist in den Texten nur die männliche Form aufgeführt.  

Gemeinsame Bestimmungen     Seite 

Artikel 1 Was ist Gegenstand der Versicherung? 4 

Artikel 2 Was gilt als Versicherungsfall und wann gilt er als eingetreten? 4 

Artikel 3 Für welchen Zeitraum gilt die Versicherung? (Zeitlicher Geltungsbereich) 4 

Artikel 4 Wo gilt die Versicherung? (Örtlicher Geltungsbereich) 4 

Artikel 5 
Wer ist versichert und unter welchen Voraussetzungen können mitversicherte Personen Deckungsansprü-
che geltend machen?  

5 

Artikel 6 Welche Leistungen erbringt der Versicherer 5 

Artikel 7 Was ist vom Versicherungsschutz ausgeschlossen? 7 

Artikel 8 
Welche Pflichten hat der Versicherungsnehmer zur Sicherung seines Deckungsanspruches zu beachten? 
(Obliegenheiten) 

8 

Artikel 9 
Wann und wie hat der Versicherer zum Deckungsanspruch des Versicherungsnehmers Stellung zu nehmen?  
Was hat bei Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Versicherer und dem Versicherungsnehmer die Art 
der Vorgangsweise oder die Erfolgsaussichten zu geschehen? (Schiedsgutachterverfahren)  

8 

Artikel 10 
Wer wählt den Rechtsvertreter aus, durch wen und wann wird dieser beauftragt und was hat bei Vorliegen 
einer Interessenkollision zu geschehen?   

9 

Artikel 11 
Wann können Versicherungsansprüche abgetreten oder verpfändet werden und wann gehen Ansprüche auf 
den Versicherer über? 

10 

Artikel 12 
Was gilt als Versicherungsperiode, wann ist die Prämie zu bezahlen und wann beginnt der Versicherungs-
schutz?  

10 

Artikel 13 Was gilt bei Vergrößerung oder Verminderung des versicherten Risikos? 10 

Artikel 14 Wann verändern sich Prämie und Versicherungssumme? (Wertanpassung)  11 

Artikel 15 Unter welchen Voraussetzungen verlängert sich der Versicherungsvertrag oder endet er vorzeitig? 11 

Artikel 16 In welcher Form sind Erklärungen abzugeben? 12 

Besondere Bestimmungen 

Artikel 17 
Schadenersatz-, Herausgabe, Straf- und Führerschein-Rechtsschutz – je nach Vereinbarung – mit oder 
ohne Fahrzeug- Vertrags-Rechtsschutz (Fahrzeug-Rechtsschutz) 

13 

Artikel 18 Schadenersatz-, Straf- und Führerschein-Rechtsschutz für Fahrzeuglenker (Lenker-Rechtsschutz) 15

Artikel 19 Schadenersatz- und Herausgabe-Rechtsschutz 16 

Artikel 20 Allgemeiner Straf-Rechtsschutz 17 

Artikel 21 Rechtsschutz in Arbeits- und Dienstrechtssachen 18 

Artikel 22 Sozialversicherungs-Rechtsschutz  19 

Artikel 23 Beratungs-Rechtsschutz 20 

Artikel 24 Allgemeiner Vertrags-Rechtsschutz  20 
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Artikel 1  
Was ist Gegenstand der Versicherung? 

Der Versicherer sorgt für die Wahrnehmung der rechtlichen In-
teressen des Versicherungsnehmers und trägt die dem Versi-
cherungsnehmer dabei entstehenden Kosten.  

Dieser Versicherungsschutz wird nach den Gemeinsamen und 
Besonderen Bestimmungen geboten und bezieht sich auf die 
jeweils vereinbarten Risiken.

Artikel 2  
Was gilt als Versicherungsfall und wann gilt er als einge-
treten?  

1. Bei der Geltendmachung von Schadenersatzansprü-
chen gemäß Artikel 17.2.1.1., Artikel 18.2.1., Artikel
21.2.1. gilt als Versicherungsfall das dem Anspruch zu-
grunde liegende Schadenereignis. Als Zeitpunkt des
Versicherungsfalles gilt der Eintritt dieses Schadener-
eignisses.

Bei Schäden infolge einer Umweltstörung, die auf einen
vom ordnungsgemäßen, störungsfreien Betriebsge-
schehen abweichenden, einzelnen, plötzlich eingetrete-
nen Vorfall zurückzuführen sind, gilt dieser Vorfall
(=Störfall) als Versicherungsfall. Als Zeitpunkt des Ver-
sicherungsfalles gilt der Eintritt dieses Störfalles.

Umweltstörung ist die Beeinträchtigung der Beschaffen-
heit von Luft, Erdreich oder Gewässern.

2. Im Beratungs-Rechtsschutz (Artikel 23.3.) gelten die
dort beschriebenen Sonderregelungen.

3. In den übrigen Fällen gilt als Versicherungsfall der tat-
sächliche oder behauptete Verstoß des Versicherungs-
nehmers, Gegners oder eines Dritten gegen Rechts-
pflichten oder Rechtsvorschriften; der Versicherungsfall
gilt in dem Zeitpunkt als eingetreten, in dem eine der
genannten Personen begonnen hat oder begonnen ha-
ben soll, gegen Rechtspflichten oder Rechtsvorschrif-
ten zu verstoßen.

Bei mehreren Verstößen ist der erste, adäquat ursächli-
che Verstoß maßgeblich, wobei Verstöße, die länger
als ein Jahr vor Versicherungsbeginn zurückliegen, für
die Feststellung des Versicherungsfalles außer Betracht
bleiben. Im Führerschein-Rechtsschutz (Artikel 17.2.3.,
18.2.3.) ist bei mehreren Verstößen derjenige maßgeb-
lich, der die Abnahme oder Entziehung unmittelbar
auslöst.

Artikel 3  
Für welchen Zeitraum gilt die Versicherung? 
(Zeitlicher Geltungsbereich)  

1. Die Versicherung erstreckt sich auf Versicherungsfälle,
die während der Laufzeit des Versicherungsvertrages
eintreten.

2. Löst eine Willenserklärung oder Rechtshandlung des
Versicherungsnehmers, des Gegners oder eines Drit-
ten, die vor Versicherungsbeginn vorgenommen wurde,
den Versicherungsfall gemäß Artikel 2.3. aus, besteht
kein Versicherungsschutz.

Willenserklärungen oder Rechtshandlungen, die 
länger als ein Jahr vor Versicherungsbeginn vorge-
nommen wurden, bleiben dabei außer Betracht.  

3. Wird der Deckungsanspruch vom Versicherungs-
nehmer später als drei Jahre nach Beendigung des
Versicherungsvertrages für das betreffende Risiko
geltend gemacht, besteht kein Versicherungs-
schutz.
Ausnahme: der Versicherungsnehmer konnte seine
Ansprüche mangels Kenntnis der den Versiche-
rungsfall begründenden Tatsachen nicht eher gel-
tend machen und meldet den Versicherungsfall un-
verzüglich nach Kenntniserlangung.

4. Darüber hinaus wird der Versicherungsschutz zeit-
lich begrenzt durch die Bestimmungen über Prä-
mienzahlung und Beginn des Versicherungsschut-
zes (Artikel 12) und die in den Besonderen Bestim-
mungen geregelten Wartefristen (Artikel 21, 22 und
24).

Artikel 4  
Wo gilt die Versicherung? (Örtlicher Geltungsbereich) 

1. Im Fahrzeug-Rechtsschutz (Artikel 17), Lenker-
Rechtsschutz (Artikel 18) sowie im Allgemeinen
Straf-Rechtsschutz (Artikel 20) und Allgemeinen
Schadenersatz-Rechtsschutz (Artikel 19) besteht
Versicherungsschutz, wenn die Wahrnehmung der
rechtlichen Interessen in Europa (im geografischen
Sinn) samt Island, den außereuropäischen Mittel-
meeranrainerstaaten, auf den Kanarischen Inseln,
Madeira oder den Azoren erfolgt und dafür die Zu-
ständigkeit eines staatlichen Gerichtes oder einer
staatlichen Verwaltungsbehörde in diesen Ländern
gegeben ist oder gegeben wäre, würde ein gericht-
liches oder behördliches Verfahren eingeleitet wer-
den.

2. Im Allgemeinen Vertrags-Rechtsschutz im Be-
triebsbereich (Artikel 24.2.3.) besteht Versiche-
rungsschutz, wenn die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen in Österreich erfolgt und dafür die Zu-
ständigkeit eines staatlichen österreichischen Ge-
richtes gegeben ist oder gegeben wäre, würde ein
gerichtliches oder behördliches Verfahren eingelei-
tet werden.

Nach Vorliegen eines Exekutionstitels besteht Ver-
sicherungsschutz für die Vollstreckung im Gel-
tungsbereich gemäß Punkt 3.

3. In den übrigen Fällen besteht Versicherungsschutz,
wenn die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in
den Staaten der Europäischen Union, der Schweiz,
Liechtenstein, Norwegen oder Island erfolgt und
dafür die Zuständigkeit eines staatlichen Gerichtes
oder einer staatlichen Verwaltungsbehörde in die-
sen Ländern gegeben ist oder gegeben wäre,
würde ein gerichtliches oder behördliches Verfah-
ren eingeleitet werden.



ARB KHW 2011: Besondere Bestimmungen 
____________________________________________________________________________________________________ 

H441/07/G – 31.01.2025           Seite 5 von 25 

Artikel 5  
Wer ist versichert und unter welchen Voraussetzungen 
können mitversicherte Personen Deckungsansprüche gel-
tend machen?  

1. Versichert sind der Versicherungsnehmer und die in
den Besonderen Bestimmungen jeweils genannten mit-
versicherten Personen. Ist in den Besonderen Bestim-
mungen die Mitversicherung von Angehörigen vorgese-
hen, so umfasst der Versicherungsschutz

1.1.  den Versicherungsnehmer, 

1.2.  seinen in häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebenden 
Ehegatten oder verschieden- oder gleichgeschlechtli-
chen Lebensgefährten,  

1.3. deren Kinder (auch Enkel-, Adoptiv-, Pflege- und Stief-
kinder; Enkelkinder jedoch nur, wenn sie in häuslicher 
Gemeinschaft mit dem Versicherungsnehmer leben), 
wenn diese  
– das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sich

in Ausbildung befinden und nicht selbsterhaltungsfä-
hig sind oder

– unter der Sachwalterschaft des Versicherungsneh-
mers oder seines in häuslicher Gemeinschaft mit ihm
lebenden Ehegatten oder Lebensgefährten stehen.

Die für den Versicherungsnehmer getroffenen Bestim-
mungen gelten sinngemäß auch für die mitversicherten 
Personen; das trifft insbesondere auch für die Erfüllung 
der Obliegenheiten zu (Artikel 8).  

2. Mitversicherte Personen können Deckungsansprüche
gegenüber dem Versicherer nur mit Zustimmung des
Versicherungsnehmers geltend machen. Der Versiche-
rungsnehmer ist berechtigt, seine Zustimmung zu wi-
derrufen, wenn mitversicherte Personen Versiche-
rungsschutz für die Anfechtung einer Entscheidung o-
der die Einleitung eines anderen Verfahrens verlangen.
Der Versicherungsschutz entfällt ab dem Zeitpunkt, zu
dem die entsprechende Erklärung des Versicherungs-
nehmers beim Versicherer einlangt.

3. Der Anspruch des Versicherungsnehmers auf Versiche-
rungsschutz geht auf den Nachlass oder die eingeantwor-
teten Erben des Versicherungsnehmers über, wenn der
Versicherungsfall vor dessen Ableben eingetreten ist.

4. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Perso-
nen, für die der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt
seiner Verletzung nach dem Gesetz unterhaltspflichtig
war oder unterhaltspflichtig werden konnte, wenn sie
aufgrund des Ablebens des Versicherungsnehmers ei-
gene Schadenersatzansprüche geltend machen.

Artikel 6  
Welche Leistungen erbringt der Versicherer?  

1. Verlangt der Versicherungsnehmer Versicherungs-
schutz, übernimmt der Versicherer im Falle seiner Leis-
tungspflicht die ab dem Zeitpunkt der Geltendmachung
des Deckungsanspruches entstehenden Kosten gemäß
Punkt 6., soweit sie für die Wahrnehmung der rechtli-
chen Interessen des Versicherungsnehmers notwendig
sind.

2. Kosten, die vor diesem Zeitpunkt entstanden sind,
sind vom Versicherungsschutz nur dann umfasst,
wenn sie nicht früher als vier Wochen vor der Gel-
tendmachung des Deckungsanspruches durch
Maßnahmen des Gegners, eines Gerichtes oder ei-
ner Verwaltungsbehörde oder durch unaufschieb-
bare Maßnahmen im Interesse des Versicherungs-
nehmers ausgelöst worden sind.

3. Notwendig sind die Kosten, wenn die Rechtsverfol-
gung oder Rechtsverteidigung zweckentsprechend
und nicht mutwillig ist und hinreichende Aussicht
auf deren Erfolg besteht. Die Prüfung der Erfolgs-
aussicht gemäß Artikel 9 unterbleibt im Straf-, Füh-
rerschein- und Beratungs-Rechtsschutz.

4. Der Versicherungsschutz erstreckt sich, soweit die
Besonderen Bestimmungen nichts anderes vorse-
hen (Artikel 23, 24), auf die
– außergerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Inte-

ressen durch den Versicherer oder durch den
von ihm beauftragten Rechtsanwalt und

– auf die Vertretung vor staatlichen Gerichten und
Verwaltungsbehörden in allen Instanzen.

5. Soweit in den Besonderen Bestimmungen aus-
drücklich vorgesehen, erstreckt sich der Versiche-
rungsschutz darüber hinaus auch auf
– das Verfahren vor dem Verfassungs- und Ver-

waltungsgerichtshof oder dem Verwaltungsge-
richtshof

– das Verfahren vor internationalen oder supranati-
onalen Gerichtshöfen

– Beratungs- und Vertretungshandlungen bei
Diversionsmaßnahmen

– die Kosten außergerichtlicher Konfliktlösung
durch Mediation, sofern es vor Einleitung eines
Verfahrens vor staatlichen Gerichten oder Ver-
waltungsbehörden zu einem Mediationsverfah-
ren kommt.

6. Der Versicherer zahlt

6.1.  Im Inland die angemessenen Kosten des für den 
Versicherungsnehmer tätigen inländischen Rechts-
anwaltes bis zur Höhe des Rechtsanwaltstarifge-
setzes oder, sofern dort die Entlohnung für anwalt-
liche Leistungen nicht geregelt ist, bis zur Höhe der 
Autonomen Honorarrichtlinien für Rechtsanwälte.  

In gerichtlichen und verwaltungsbehördlichen Ver-
fahren werden Nebenleistungen des Rechtsanwal-
tes maximal in Höhe des nach dem jeweiligen Tarif 
zulässigen Einheitssatzes gezahlt. Wird anstelle 
des Rechtsanwaltes eine andere zur berufsmäßi-
gen Parteienvertretung befugte Person tätig, wer-
den deren Kosten nach den für sie geltenden 
Richtlinien, maximal jedoch bis zur Höhe des 
Rechtsanwaltstarifgesetzes übernommen.  

Im Ausland werden die angemessenen Kosten ei-
ner zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugten 
Person nach den dort geltenden Richtlinien über-
nommen.  
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6.2. die dem Versicherungsnehmer zur Zahlung auferlegten 
Vorschüsse und Gebühren für die von einem Gericht o-
der einer Verwaltungsbehörde beigezogenen Sachver-
ständigen, Dolmetscher und Zeugen sowie Vorschüsse 
und Gebühren für das gerichtliche oder verwaltungsbe-
hördliche Verfahren. Nicht ersetzt werden Kosten für 
Urteilsveröffentlichungen und strafrechtliche Vollzugs-
maßnahmen.  

6.3. im Zivilprozess auch die Kosten der Gegenseite, soweit 
der Versicherungsnehmer zu deren Zahlung verpflichtet 
ist.  

Unter den gleichen Voraussetzungen trägt der Versiche-
rer im Strafverfahren gegen den Versicherungsnehmer 
auch die Kosten des Schriftsatzes der Subsidiaran-
klage.  

6.4. die Kosten der Hin- und Rückfahrt des Versicherungs-
nehmers zu und von einem ausländischen Gericht, 
wenn sein Erscheinen als Beschuldigter oder Partei 
von diesem angeordnet wurde oder zur Vermeidung 
von Rechtsnachteilen erforderlich ist.  

Eine Kostenerstattung erfolgt bis zur Höhe der Eisen-
bahnkosten zweiter Klasse einschließlich Zuschlägen. 
Steht dieses Transportmittel nicht zur Verfügung, er-
setzt der Versicherer die Kosten eines vergleichbaren 
öffentlichen Verkehrsmittels (Autobus, Fähre) bis zum 
nächstgelegenen Bahnanschluss. Ist der Ort der Ein-
vernahme mehr als 1.500 km vom Wohnsitz des Versi-
cherungsnehmers entfernt, erfolgt eine Kostenerstat-
tung für einen Linienflug der Economy-Klasse.  

6.5. darlehensweise jene Beträge, die vom Versicherungs-
nehmer im Ausland aufgewendet werden müssten, um 
einstweilen von Strafverfolgungsmaßnahmen verschont 
zu bleiben (Strafkaution). Stattdessen kann der Versi-
cherer für die Zahlung eines entsprechenden Darlehens 
durch einen Dritten zu gleichem Zweck sorgen. Das 
Darlehen ist in beiden Fällen vom Versicherungsnehmer 
innerhalb von sechs Monaten ab Auszahlung unverzinst 
zurückzuzahlen. 

6.6. Kosten gemäß Punkt 6.1., Punkt 6.2. und Punkt 6.4.  
– exklusive Umsatzsteuer, wenn der Versicherungs-

nehmer vorsteuerabzugsberechtigt ist;
– unbeschadet anderer gesetzlicher Bestimmungen,

wenn und so lange Teilzahlungen durch die Gegen-
seite Kapital und Zinsen nicht überschreiten (ausge-
nommen Inkassofälle gemäß Artikel 22.2.3.).

6.7.  Kosten des Mediators bis maximal 1% der Versiche-
rungssumme, in Fällen einer Co-Mediation bis maximal 
2% der Versicherungssumme.  

7. Die Leistungspflicht des Versicherers ist begrenzt wie
folgt:

7.1. Die Höchstgrenze der vom Versicherer in einem Versi-
cherungsfall für den Versicherungsnehmer und die mit-
versicherten Personen zu erbringenden Leistungen bil-
det die im Zeitpunkt des Versicherungsfalles laut Ver-
trag gültige Versicherungssumme.  

7.2. Bei mehreren Versicherungsfällen, die einen ur-
sächlich zusammenhängenden, einheitlichen Vor-
gang darstellen, steht die Versicherungssumme 
nur einmal zur Verfügung. Ihre Höhe bestimmt sich 
nach dem Zeitpunkt des ersten Versicherungsfal-
les.  

7.3.  entfällt 

7.4.  Bei einem Vergleich trägt der Versicherer die Kos-
ten nur in dem Umfang, der dem Verhältnis des 
Obsiegens zum Unterliegen entspricht.  

7.5.  Nach Vorliegen eines Exekutionstitels (z.B. Urteil) 
trägt der Versicherer Kosten der Rechtsverwirkli-
chung aller Exekutionsversuche, einschließlich der 
Anmeldung der Forderung in einem Insolvenzver-
fahren, begrenzt mit 5% der Versicherungssumme.  

Bei einem Insolvenzverfahren über das Vermögen 
des Gegners vor dem Vorliegen eines rechtskräfti-
gen Titels übernimmt der Versicherer neben den 
Kosten der Anmeldung der Forderung ausschließ-
lich die Kosten des durch eine Bestreitung notwen-
digen Zivilverfahrens.  

7.6.  Treffen bei der Wahrnehmung zivilrechtlicher Inte-
ressen Ansprüche zusammen, für die teils Versi-
cherungsschutz besteht, teils nicht, trägt der Versi-
cherer nur jene Kosten, die auch ohne Berücksich-
tigung der nicht unter Versicherungsschutz stehen-
den Ansprüche von ihm zu übernehmen wären. 
Lässt sich die Leistungspflicht danach nicht bestim-
men, trägt der Versicherer die Kosten anteilig im 
Verhältnis der Streitwerte (Bemessungsgrundla-
gen) zueinander.  

Werden bei der Wahrnehmung zivilrechtlicher Inte-
ressen vom Gegner Forderungen aufrechnungs-
weise geltend gemacht, für deren Abwehr kein Ver-
sicherungsschutz besteht, trägt der Versicherer nur 
die Kosten, die der Versicherungsnehmer nach den 
Kostenersatzbestimmungen der Zivilprozessord-
nung zu tragen hätte, wenn nur seine Aktivforde-
rung Gegenstand der Interessenwahrnehmung ge-
wesen wäre.  

Bei einem Vergleich gilt Punkt 7.4., bezogen auf 
die unter Versicherungsschutz stehenden Ansprü-
che.  

Sind mehrere Delikte Gegenstand eines Strafver-
fahrens, für die teils Versicherungsschutz besteht, 
teils nicht, trägt der Versicherer die Kosten der Ver-
teidigung und des Verfahrens anteilig im Verhältnis 
der Bemessungsgrundlagen für die Honorierung an-
waltlicher Leistungen.  

7.7. Erfolgt die Wahrnehmung zivilrechtlicher Interessen 
durch versicherte und nicht versicherte Personen, 
so trägt der Versicherer die Kosten anteilig.  

7.8. Ist vertraglich ein Selbstbehalt vereinbart, so trägt 
der Versicherer nur die den Selbstbehalt überstei-
genden Kosten. 
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Artikel 7  
Was ist vom Versicherungsschutz ausgeschlossen?  

1. Kein Versicherungsschutz besteht für die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen

1.1. im Zusammenhang mit  
– Kriegsereignissen, inneren Unruhen, Gewalttätigkei-

ten anlässlich einer öffentlichen Ansammlung oder
Kundgebung;

– nuklearen Ereignissen oder Ereignissen, die geneti-
sche Schäden zur Folge haben, soweit diese nicht
auf eine medizinische Behandlung zurückzuführen
sind;

– Ereignissen, die in außergewöhnlichem Umfang Per-
sonen- oder Sachschäden bewirken (Katastrophen 
im Sinne der Katastrophenhilfegesetze);  

1.2.  im Zusammenhang mit Akten der Hoheitsverwaltung 
wie insbesondere in Enteignungs-, Flurverfassungs-, 
Raumordnungs-, Grundverkehrs und Grundbuchange-
legenheiten; 

1.3.  aus dem Bereich des 
– Gesellschafts-, Genossenschafts- und Vereinsrech-

tes;
– Rechtes der Stillen Gesellschaften;
– Rechtes der Kirchen und Religionsgemeinschaften;

1.4.  aus dem Bereich des Steuer-, Zoll- und sonstigen Ab-
gabenrechtes;  

1.5. aus Anstellungsverträgen gesetzlicher Vertreter juristi-
scher Personen und aus dem Bereich des Handelsver-
treterrechtes;  

1.6. aus dem Bereich des 
– Immaterialgüterrechtes und im Zusammenhang mit

Verträgen, die Immaterialgüterrechte zum Gegen-
stand haben;

– Kartell- oder sonstigen Wettbewerbsrechtes;

1.7. im Zusammenhang mit Unternehmenspachtverträgen;  

1.8.  im Zusammenhang mit der Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen als Eigentümer oder Pächter von Jagdge-
bieten, Fischereigewässern, Jagd- und Fischereirech-
ten;  

1.9. im Zusammenhang mit  
– der Errichtung oder baubehördlich genehmigungs-

pflichtigen Veränderung von Gebäuden (Gebäudetei-
len), Grundstücken oder Wohnungen, die sich im Ei-
gentum oder Besitz des Versicherungsnehmers be-
finden oder von ihm erworben werden;

– der Planung derartiger Maßnahmen;
– der Finanzierung des Bauvorhabens einschließlich

des Grundstückerwerbes.

Dieser Ausschluss gilt nicht für die Geltendmachung 
von Personenschäden sowie im Straf-Rechtsschutz;  

1.10. im Zusammenhang mit  
– Spiel- oder Wettverträgen, Gewinnzusagen oder die-

sen vergleichbaren Mitteilungen und Termin- oder
diesen ähnlichen Spekulationsgeschäften sowie da-

mit im Zusammenhang stehenden Auseinander-
setzungen mit Kreditgebern, Vermittlern, Beauf-
tragten oder sonstigen Anspruchsgegnern;  

– Timesharing- und Teilnutzungsverträgen;
— Vorkaufsrechten, Wiederkaufsrechten und Vor-

verträgen zu Verträgen über unbewegliche Sa-
chen;  

1.11. aus Versicherungsverträgen mit dem eigenen 
Rechtsschutzversicherer.  

2. Vom Versicherungsschutz sind ferner ausgeschlos-
sen

2.1. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen mitversi-
cherter Personen untereinander und gegen den 
Versicherungsnehmer;  

2.2. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen zwischen 
verschieden- oder gleichgeschlechtlichen Partnern 
nicht ehelicher Lebensgemeinschaften, auch dann, 
wenn die häusliche Gemeinschaft aufgehoben ist, 
sofern die Interessenwahrnehmung im Zusammen-
hang mit der Lebensgemeinschaft steht;  

2.3. Auseinandersetzungen aus Verträgen, mit denen 
durch Wechselbegebung, Vergleich, Anerkenntnis 
oder ähnliche Vereinbarungen eine neue Rechts-
grundlage geschaffen wurde, es sei denn, ohne die 
neue Rechtsgrundlage wäre Versicherungsschutz 
gegeben;  

2.4. die Geltendmachung von Forderungen, die an den 
Versicherungsnehmer abgetreten wurden, und die 
Abwehr von Haftungen aus Verbindlichkeiten ande-
rer Personen, die der Versicherungsnehmer über-
nommen hat, wenn die Abtretung oder Haftungs-
übernahme erfolgte, nachdem der Versicherungs-
fall eingetreten ist oder nachdem vom Versiche-
rungsnehmer, Gegner oder einem Dritten eine den 
Versicherungsfall auslösende Rechtshandlung o-
der Willenserklärung vorgenommen wurde;  

2.5. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusam-
menhang mit einem über das Vermögen des Versi-
cherungsnehmers beantragten Insolvenzverfahren;  

2.6. Versicherungsfälle, die der Versicherungsnehmer 
vorsätzlich und rechtswidrig herbeigeführt hat, sowie 
solche, die im Zusammenhang mit der Begehung ei-
nes Verbrechens durch den Versicherungsnehmer 
eintreten.  

3. Neben diesen allgemeinen Ausschlüssen sind in den
Besonderen Bestimmungen spezielle Ausschlussre-
gelungen enthalten (Artikel 17, 18, 20, 21, 23).

Artikel 8  
Welche Pflichten hat der Versicherungsnehmer zur Si-
cherung seines Deckungsanspruches zu beachten? 
(Obliegenheiten)  

1. Verlangt der Versicherungsnehmer Versicherungs-
schutz, ist er verpflichtet,
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1.1.  den Versicherer unverzüglich, vollständig und wahr-
heitsgemäß über die jeweilige Sachlage aufzuklären 
und ihm alle erforderlichen Unterlagen auf Verlangen 
vorzulegen;  

1.2.  dem Versicherer die Beauftragung des Rechtsvertre-
ters (Artikel 10) zu überlassen, dem Rechtsvertreter 
Vollmacht zu erteilen, ihn vollständig und wahrheitsge-
mäß über die jeweilige Sachlage zu unterrichten und 
ihm auf Verlangen alle erforderlichen Unterlagen zur 
Verfügung zu stellen; 

1.3. Kostenvorschreibungen, die ihm zugehen, vor ihrer Be-
gleichung unverzüglich dem Versicherer zur Prüfung zu 
übermitteln;  

1.4. alles zu vermeiden, was die Kosten unnötig erhöht oder 
die Kostenerstattung durch Dritte ganz oder teilweise 
verhindert;  

1.5. bei der Geltendmachung oder Abwehr von zivilrechtli-
chen Ansprüchen außerdem 

1.5.1. dem Versicherer vorerst die Möglichkeit einzuräumen, 
Ansprüche selbst innerhalb angemessener Frist außer-
gerichtlich durchzusetzen oder abzuwehren;  

1.5.2.  vor der gerichtlichen Geltendmachung oder Abwehr 
von Ansprüchen und vor der Anfechtung einer gerichtli-
chen Entscheidung die Stellungnahme des Versiche-
rers, insbesondere zur Aussicht auf Erfolg, einzuholen; 
der Abschluss von Vergleichen ist mit dem Versicherer 
abzustimmen;  

1.5.3.  soweit seine Interessen nicht unbillig, insbesondere 
durch drohende Verjährung beeinträchtigt werden, vor 
der gerichtlichen Geltendmachung von Ansprüchen die 
Rechtskraft eines Strafverfahrens oder eines anderen 
Verfahrens abzuwarten, das tatsächliche oder rechtli-
che Bedeutung für den beabsichtigten Rechtsstreit ha-
ben kann, oder vorerst nur einen Teil der Ansprüche 
geltend zu machen und die Geltendmachung der ver-
bleibenden Ansprüche bis zur rechtskräftigen Entschei-
dung über den Teilanspruch zurückzustellen.  

2. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehend
genannten Obliegenheiten, ist der Versicherer gemäß
§ 6 VersVG von der Verpflichtung zur Leistung frei.

3. Neben diesen allgemeinen Obliegenheiten sind in den
Besonderen Bestimmungen spezielle Obliegenheiten
geregelt (Artikel 13, 17, 18, 20 und 21).

Artikel 9  
Wann und wie hat der Versicherer zum Deckungsan-
spruch des Versicherungsnehmers Stellung zu nehmen? 

Was hat bei Meinungsverschiedenheiten zwischen dem 
Versicherer und dem Versicherungsnehmer über die Art 
der Vorgangsweise oder die Erfolgsaussichten zu ge-
schehen? (Schiedsgutachterverfahren)  

1. Der Versicherer hat binnen zwei Wochen nach Gel-
tendmachung des Deckungsanspruches durch den
Versicherungsnehmer und Erhalt der zur Prüfung die-
ses Anspruches notwendigen Unterlagen und Informati-
onen dem Versicherungsnehmer gegenüber schriftlich

den Versicherungsschutz grundsätzlich zu bestäti-
gen oder begründet abzulehnen.  

Der Versicherer ist innerhalb der in Absatz 1 ge-
nannten Frist berechtigt, diese durch einseitige Er-
klärung um weitere zwei Wochen zu verlängern.  

2. Davon unabhängig hat der Versicherer das Recht,
jederzeit Erhebungen über den mutmaßlichen Er-
folg der Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung
anzustellen. Kommt er nach Prüfung des Sachver-
haltes unter
Berücksichtigung der Rechts- und Beweislage zum
Ergebnis,

2.1.  dass hinreichende Aussicht besteht, in einem Ver-
fahren im angestrebten Umfang zu obsiegen, hat 
er sich zur Übernahme aller Kosten nach Maßgabe 
des Artikels 6 (Versicherungsleistungen) bereit zu 
erklären;  

2.2.  dass diese Aussicht auf Erfolg nicht hinreichend, d. 
h. ein Unterliegen in einem Verfahren wahrscheinli-
cher ist als ein Obsiegen, ist er berechtigt, die
Übernahme der an die Gegenseite zu zahlenden
Kosten abzulehnen;

2.3.  dass erfahrungsgemäß keine Aussicht auf Erfolg 
besteht, hat er das Recht, die Kostenübernahme 
zur Gänze abzulehnen.  

3. Für den Fall von Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen dem Versicherer und dem Versicherungs-
nehmer über die Erfolgsaussichten der Rechtsver-
folgung oder Rechtsverteidigung oder das Vorge-
hen zur Beilegung des Streitfalles, für den Deckung
begehrt wird, kann der Versicherungsnehmer sei-
nen Anspruch auf Versicherungsschutz durch Be-
antragung eines Schiedsgutachterverfahrens oder
ohne Durchführung eines Schiedsgutachterverfah-
rens gemäß § 12 VersVG gerichtlich geltend ma-
chen.

4. Die gänzliche oder teilweise Ablehnung der Kos-
tenübernahme wegen nicht hinreichender oder feh-
lender Aussicht auf Erfolg oder sonstiger Mei-
nungsverschiedenheiten im Sinne des Punkt 3 ist
dem Versicherungsnehmer unter Bekanntgabe der
Gründe und unter Hinweis auf die Möglichkeit ei-
nes Schiedsgutachterverfahrens gemäß Punkt 5
schriftlich mitzuteilen. Die bis zu diesem Zeitpunkt
aufgelaufenen Kosten sind vom Versicherer zu tra-
gen, sofern die sonstigen Voraussetzungen des
Versicherungsschutzes vorliegen.

Unterlässt der Versicherer den Hinweis gemäß Ab-
satz 1, gilt der Versicherungsschutz für die be-
gehrte Maßnahme als anerkannt.

5. Verlangt der Versicherungsnehmer die Durchfüh-
rung eines Schiedsgutachterverfahrens, so muss
er innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt der (Teil-
)Ablehnung des Versicherers unter gleichzeitiger
Benennung eines Rechtsanwaltes die Einleitung
des Schiedsgutachterverfahrens schriftlich beantra-
gen.
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Der Versicherer hat nach Einlangen des Antrages in-
nerhalb von 4 Wochen seinerseits einen Rechtsanwalt 
schriftlich namhaft zu machen und diesen mit der Ein-
leitung des Schiedsgutachterverfahrens zu beauftra-
gen.  

Kommen die beiden Rechtsanwälte zu einer einheitli-
chen Meinung, so sind Versicherer und Versicherungs-
nehmer an diese Entscheidung gebunden.  

Weicht diese Entscheidung jedoch von der wirklichen 
Sachlage erheblich ab, können Versicherungsnehmer 
oder Versicherer gemäß § 64 (2) VersVG diese Ent-
scheidung gerichtlich anfechten.  

Treffen die beauftragten Rechtsanwälte innerhalb von vier 
Wochen keine oder keine übereinstimmende Entschei-
dung, kann der Versicherungsnehmer seinen Anspruch 
auf Versicherungsschutz gerichtlich geltend machen.  

6. Die Kosten des Schiedsgutachterverfahrens sind im
Verhältnis des Obsiegens zum Unterliegen in diesem
Verfahren vom Versicherer oder Versicherungsnehmer
zu tragen, wobei die Kostentragungspflicht des Versi-
cherungsnehmers mit der Höhe seiner eigenen An-
waltskosten begrenzt ist. Kommt es zu keiner Einigung,
trägt jede Seite die Kosten ihres Rechtsanwaltes. Diese
Kosten teilen das Schicksal der Kosten eines allfälligen
Deckungsprozesses.

Artikel 10  
Wer wählt den Rechtsvertreter aus, durch wen und wann 
wird dieser beauftragt und was hat bei Vorliegen einer In-
teressenkollision zu geschehen?  

1. Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, zu seiner Ver-
tretung vor Gerichten oder Verwaltungsbehörden eine
zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugte Person
(Rechtsanwalt, Notar etc.) frei zu wählen. Der Versiche-
rer ist verpflichtet, den Versicherungsnehmer auf sein
Wahlrecht hinzuweisen, sobald dieser Versicherungs-
schutz für die Einleitung eines Gerichts- oder Verwal-
tungsverfahrens verlangt.

2. Darüber hinaus kann der Versicherungsnehmer zur
sonstigen Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen
einen Rechtsanwalt frei wählen, wenn beim Versicherer
eine Interessenkollision entstanden ist. Eine Interes-
senkollision liegt vor, wenn in einer Zivilsache ein Geg-
ner auftritt, dem der Versicherer aufgrund eines ande-
ren Versicherungsvertrages für dasselbe Ereignis den
Versicherungsschutz bestätigt hat. Tritt eine Interes-
senkollision ein, hat der Versicherer dem Versiche-
rungsnehmer von diesem Sachverhalt unverzüglich Mit-
teilung zu machen und ihn auf sein Wahlrecht hinzu-
weisen.

3. Das Wahlrecht nach Punkt 1 und 2 bezieht sich nur auf
Personen, die ihren Kanzleisitz am Ort des Gerichtes o-
der der Verwaltungsbehörde haben, die für das durch-
zuführende Verfahren in erster Instanz zuständig ist.
Wenn am Ort dieses Gerichtes oder der Verwaltungs-
behörde nicht mindestens vier solcher Personen ihren
Kanzleisitz haben, erstreckt sich das Wahlrecht auf

eine im Sprengel des zuständigen Landesgerichtes 
ansässige vertretungsbefugte Person.  

4. Der Versicherer ist berechtigt, einen Rechtsvertre-
ter auszuwählen,

4.1.  wenn die versicherte außergerichtliche Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen nicht durch den Versi-
cherer selbst vorgenommen wird;  

4.2.  in Fällen des Beratungs-Rechtsschutzes;  

4.3.  wenn innerhalb eines Monats vom Versicherungs-
nehmer kein Rechtsvertreter namhaft gemacht 
wird, nachdem ihn der Versicherer auf sein Wahl-
recht und die Folgen des Fristablaufes hingewie-
sen hat;  

5. Der Versicherer ist verpflichtet, einen Rechtsvertre-
ter auszuwählen, wenn der Versicherungsnehmer
bei der Geltendmachung seines Deckungsanspru-
ches keinen Rechtsvertreter namhaft macht und
die sofortige Beauftragung eines Rechtsvertreters
zur Wahrung der rechtlichen Interessen erforderlich
ist.

6. Die Beauftragung des Rechtsvertreters erfolgt
durch den Versicherer im Namen und im Auftrag
des Versicherungsnehmers

6.1.  in Strafverfahren, Verfahren wegen Entziehung der 
Lenkerberechtigung, bei Inanspruchnahme des Be-
ratungs-Rechtsschutzes und bei Vorliegen einer In-
teressenkollision sofort;  

6.2.  in allen anderen Fällen nach Scheitern seiner au-
ßergerichtlichen Bemühungen (Artikel 8.1.5.).  

7. In Fällen der Mediation ist der Versicherer berech-
tigt, den Mediator auszuwählen.

8. Der Rechtsvertreter und der Mediator tragen dem
Versicherungsnehmer gegenüber unmittelbar die
Verantwortung für die Durchführung seines Auftra-
ges. Eine diesbezügliche Haftung des Versicherers
besteht nicht.

Artikel 11  
Wann können Versicherungsansprüche abgetreten o-
der verpfändet werden und wann gehen Ansprüche 
auf den Versicherer über?  

1. Versicherungsansprüche können erst abgetreten o-
der verpfändet werden, wenn sie dem Grunde und
der Höhe nach endgültig festgestellt sind.

2. Ansprüche des Versicherungsnehmers auf Erstat-
tung von Beträgen, die der Versicherer für ihn ge-
leistet hat, gehen mit ihrer Entstehung auf den Ver-
sicherer über. Bereits an den Versicherungsneh-
mer zurückgezahlte Beträge sind dem Versicherer
zu erstatten.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Ver-
sicherer bei der Geltendmachung dieser Ansprü-
che zu unterstützen und ihm auf Verlangen eine
Abtretungsurkunde auszustellen.
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Artikel 12  
Was gilt als Versicherungsperiode, wann ist die Prämie zu 
bezahlen und wann beginnt der Versicherungsschutz?  

1. Als Versicherungsperiode gilt, wenn der Versicherungs-
vertrag nicht für eine kürzere Zeit abgeschlossen ist,
der Zeitraum eines Jahres, und zwar auch dann, wenn
die Jahresprämie vertragsgemäß in Teilbeträgen zu
entrichten ist.

2. Die erste oder einmalige Prämie einschließlich Gebüh-
ren und Versicherungssteuer ist vom Versicherungs-
nehmer gegen Aushändigung der Polizze zu zahlen
(Einlösung der Polizze). Die Folgeprämien einschließ-
lich Gebühren und Versicherungssteuer sind zu den
vereinbarten und in der Polizze angeführten Zahlungs-
terminen zu entrichten. Die Folgen des Zahlungsverzu-
ges sind in den §§ 38 ff VersVG geregelt.

3. Der Versicherungsschutz tritt mit der Einlösung der Po-
lizze (Punkt 2) in Kraft, jedoch nicht vor dem vereinbar-
ten Versicherungsbeginn. Wird die Polizze erst danach
ausgehändigt, dann aber die Prämie binnen 14 Tagen
gezahlt, ist der Versicherungsschutz ab dem vereinbar-
ten Versicherungsbeginn gegeben. Sind in den Beson-
deren Bestimmungen Wartefristen vorgesehen (Artikel
22, 23, 24), dann beginnt der Versicherungsschutz erst
nach Ablauf dieser Wartefristen.

Artikel 13  
Was gilt bei Vergrößerung oder Verminderung des versi-
cherten Risikos?  

1. Die Versicherung erstreckt sich auch auf Erhöhungen
und Erweiterungen des versicherten Risikos. Der Versi-
cherungsnehmer ist jedoch verpflichtet, einen nach
Abschluss des Versicherungsvertrages eingetretenen,
für die Übernahme der Gefahr erheblichen Umstand
dem Versicherer längstens innerhalb eines Monats an-
zuzeigen.

2. Tritt nach Vertragsabschluss ein für die Übernahme der
Gefahr erheblicher Umstand ein, der nach dem Tarif
eine höhere als die vereinbarte Prämie rechtfertigt,
kann der Versicherer die erhöhte Prämie vom Eintritt
dieses Umstandes an verlangen.

Unrichtige oder unterbliebene Angaben zum Nachteil
des Versicherers berechtigen diesen, die Leistungen
nur insoweit zu erbringen, als es dem Verhältnis der
vereinbarten Prämie zu der Prämie entspricht, die bei
richtigen und vollständigen Angaben hätte gezahlt wer-
den müssen. Diese Kürzung der Leistungen tritt nicht
ein, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass die
Unrichtigkeit oder das Unterbleiben der Angaben nicht
auf seinem Verschulden beruht.

3. Wird die höhere Gefahr nach den für den Geschäftsbe-
trieb des Versicherers maßgebenden Grundsätzen
auch gegen eine höhere Prämie nicht übernommen,
kann der Versicherer innerhalb eines Monats von dem
Zeitpunkt an, in welchem er von dem für die höhere
Gefahr erheblichen Umstand Kenntnis erlangt hat, den
Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist von einem Monat kündigen.

Bei unrichtigen oder unterbliebenen Angaben zum 
Nachteil des Versicherers ist dieser von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei, außer der Versiche-
rungsnehmer beweist, dass die Unrichtigkeit oder 
das Unterbleiben der Angaben nicht auf seinem 
Verschulden beruht.  

4. Tritt nach Vertragsabschluss ein für die Übernahme
der Gefahr erheblicher Umstand ein, der nach dem
Tarif eine geringere als die vereinbarte Prämie
rechtfertigt, kann der Versicherungsnehmer verlan-
gen, dass die Prämie vom Eintritt dieses Umstan-
des an herabgesetzt wird. Zeigt der Versicherungs-
nehmer diesen Umstand dem Versicherer später
als einen Monat nach dessen Eintritt an, wird die
Prämie vom Eingang der Anzeige an herabgesetzt.

5. Wird eine Erhöhung des versicherten Risikos durch
Änderung oder Neuschaffung von Rechtsnormen o-
der durch eine Änderung der Judikatur der Höchst-
gerichte bewirkt, so kann der Versicherer innerhalb
eines Jahres ab Inkrafttreten der Rechtsnormen o-
der der Veröffentlichung der geänderten Judikatur
mittels eingeschriebenen Briefes

5.1.  dem Versicherungsnehmer eine Änderung des 
Versicherungsvertrages anbieten oder  

5.2.  den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat kündigen.  

Das Angebot zur Änderung des Versicherungsver-
trages gilt als angenommen, wenn es nicht inner-
halb eines Monats nach seinem Empfang schriftlich 
abgelehnt wird. Bei Ablehnung des Angebotes gilt 
der Versicherungsvertrag als vom Versicherer ge-
kündigt. In diesem Fall endet der Versicherungs-
vertrag einen Monat nach Empfang der Ablehnung.  

Im Angebot zur Vertragsänderung hat der Versi-
cherer auf diese Rechtsfolgen ausdrücklich hinzu-
weisen. Für die Prämienberechnung ist Artikel 
15.3.2. sinngemäß anzuwenden. 

Artikel 14  
Wann verändern sich Prämie und Versicherungs-
summe? 
(Wertanpassung)  

1. Die Prämie und die Versicherungssumme sind auf-
grund des bei Abschluss des Vertrages geltenden
Tarifes erstellt. Sie unterliegen jenen Veränderun-
gen des Tarifes, die sich aufgrund von Veränderun-
gen des Gesamtindex der Verbraucherpreise 2000
oder bei dessen Entfall des entsprechenden Nach-
folgeindex ergeben. Die jeweilige Tarifberechnung
erfolgt unter Anwendung der Indexziffer des vier
Monate vor Hauptfälligkeit des Vertrages liegenden
Monates (Berechnungsmonat).

2. Die  Wertanpassung wirkt auf Prämie und Versi-
cherungssumme zur der dem Berechnungsmonat
folgenden Hauptfälligkeit des Vertrags.
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3. Prämie und Versicherungssumme verändern sich ge-
genüber den zuletzt gültigen im gleichen Verhältnis wie
der jeweils maßgebliche Index. Beträgt der Unterschied
nicht mehr als 3 %, unterbleibt eine Wertanpassung,
doch ist dieser Unterschied bei späteren Verände-run-
gen des Index zu berücksichtigen. Beträgt der Unter-
schied mehr als 3 % und unterbleibt trotzdem ganz o-
der teilweise eine Wertanpassung, kann dieser Unter-
schied bei späteren Wertanpassungen angerechnet
werden.

Der Versicherungsnehmer erhält vor dem Anpassungs-
termin einen Polizzennachtrag. Die Anpassung gilt als
Vertragsbestandteil, wenn der Versicherungsnehmer
nicht bis zum Ende des ersten Versicherungsmonats
nach dem Anpassungstermin widerspricht.

Im Falle des Widerspruchs wird der Vertrag zu unver-
änderter Prämie und Versicherungssumme fortgeführt.
Tritt nach erfolgtem Widerspruch eine Erhöhung des
Tarifes aufgrund der Wertanpassung in Kraft, vermin-
dert sich die Leistung des Versicherers im gleichen
Verhältnis, in dem die vom Versicherungsnehmer zu
zahlende Prämie zu der im Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalles gültigen Tarifprämie steht.

Artikel 15  
Unter welchen Voraussetzungen verlängert sich der Ver-
sicherungsvertrag oder endet er vorzeitig?  

1. Beträgt die vereinbarte Vertragsdauer mindestens ein
Jahr, verlängert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr,
wenn er nicht drei Monate vor Ablauf gekündigt wird.
Beträgt die Vertragsdauer weniger als ein Jahr, endet
der Vertrag ohne Kündigung.

2. Weist der Versicherungsnehmer nach, dass ein versi-
chertes Risiko vor Ende der Vertragszeit weggefallen
ist, wird auf seinen Antrag der Vertrag hinsichtlich die-
ses Risikos vorzeitig beendet.

Fällt eines von mehreren versicherten Risiken weg, so
bleibt der Vertrag in entsprechend eingeschränktem
Umfang bestehen.

Dem Versicherer gebührt die Prämie, die er hätte ein-
heben können, wenn die Versicherung von vornherein
nur bis zu diesem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu
dem der Versicherer Kenntnis vom Risikowegfall er-
langt.

3. Kündigung nach Versicherungsfall

3.1.  Lehnt der Versicherer den Rechtsschutz ab, obwohl er
zur Leistung  verpflichtet ist, kann der Versicherungs-
nehmer den Vertrag vorzeitig kündigen. 

3.2.  Bejaht der Versicherer seine Leistungspflicht für einen 
Versicherungsfall, ist der Versicherungsnehmer nach 
Anerkennung der Leistungspflicht berechtigt, den Ver-
trag vorzeitig zu kündigen. Bejaht der Versicherer seine 
Leistungspflicht für mindestens zwei innerhalb von 12 
Monaten eingetretene Versicherungsfälle, ist auch der 
Versicherer nach Anerkennung der Leistungspflicht für 
den zweiten oder jeden weiteren Versicherungsfall be-
rechtigt, den Vertrag vorzeitig zu kündigen. 

3.3      Die Kündigung muss dem Vertragspartner spätes-
tens einen Monat nach Zugang der Ablehnung des 
Rechtsschutzes gemäß Absatz (1) oder Anerken-
nung der Leistungspflicht gemäß 3.2.  in Textform 
zugegangen sein. 
Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kün-
digung sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer 
wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch 
bestimmen, dass die Kündigung zu jedem späteren 
Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ablauf des Versi-
cherungsjahres wirksam wird. 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat 
nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer 
wirksam. 

Artikel 16  
In welcher Form sind Erklärungen abzugeben? 

1. Für Anzeigen und Erklärungen des Versicherungs-
nehmers an den Versicherer ist Schriftform erfor-
derlich.

2. Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung sei-
ner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, ge-
nügte für eine Willenserklärung, die dem Versiche-
rungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absen-
dung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte
dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung
wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem sie ohne
die Anschriftenänderung bei regelmäßiger Beförde-
rung dem Versicherungsnehmer zugegangen sein
würde.

3. Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für
seinen Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei
einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung
die Bestimmungen des Pkt. 2 entsprechende An-
wendung.

ARB 2011: Besondere Bestimmungen 

Artikel 17  
Schadenersatz-, Herausgabe-, Straf- und Führer-
schein-Rechtsschutz – je nach Vereinbarung – mit o-
der ohne Fahrzeug-Vertrags-Rechtsschutz (Fahrzeug-
Rechtsschutz)  

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung

1.1.  der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen 
(Artikel 5.1.) für alle nicht betrieblich genutzten Mo-
torfahrzeuge zu Lande und zu Wasser sowie Anhä-
nger oder  

1.2.  der Versicherungsnehmer und – wenn vereinbart - 
seine Angehörigen (Artikel 5.1.) für alle betrieblich 
und privat genutzten Motorfahrzeuge zu Lande so-
wie Anhänger und für alle nicht betrieblich genutz-
ten Motorfahrzeuge zu Wasser oder  

1.3.  der Versicherungsnehmer für ein oder mehrere in 
der Polizze bezeichnete Motorfahrzeuge zu Lande, 
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zu Wasser und in der Luft sowie Anhänger, die in ihrem 
Eigentum stehen, von ihnen gehalten werden, auf sie 
zugelassen oder von ihnen geleast sind.  

Der Versicherungsschutz erstreckt sich in allen drei Va-
rianten auch auf den berechtigten Lenker und die be-
rechtigten Insassen dieser Fahrzeuge. 

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1.  Schadenersatz-Rechtsschutz  

für die Geltendmachung von  

2.1.1. Ansprüchen aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestim-
mungen privatrechtlichen Inhalts wegen eines erlittenen 
Schadens, soweit dieser aus der bestimmungsgemäßen 
Verwendung des versicherten Motorfahrzeuges ent-
steht;  

2.1.2. dinglichen Herausgabeansprüchen, die versicherte Mo-
torfahrzeuge und Zubehör betreffen, welche nicht be-
trieblich genutzt werden. Zur Vermeidung von Über-
schneidungen mit anderen Rechtsschutz-Bausteinen 
umfasst der Versicherungsschutz nicht die Geltendma-
chung von Ansprüchen aus schuldrechtlichen Verträ-
gen sowie die Geltendmachung von Ansprüchen we-
gen reiner Vermögensschäden, die aus der Verletzung 
vertraglicher Pflichten entstehen und über das Erfül-
lungsinteresse hinausgehen, oder aus der Verletzung 
vorvertraglicher Pflichten entstehen (versicherbar in 
Punkt 2.4.). 

2.1.3. Schadenersatzansprüchen für geschäftlich oder privat 
befördertes Gut 

2.2.  Straf-Rechtsschutz  

für die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten o-
der Verwaltungsbehörden wegen eines Verkehrsunfalls 
oder der Übertretung von Verkehrsvorschriften. Unter 
Verkehrsvorschriften sind die im Zusammenhang mit 
der Haltung und bestimmungsgemäßen Verwendung 
des Motorfahrzeuges geltenden Rechtsnormen zu ver-
stehen.  

2.2.1. Für die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten be-
steht Versicherungsschutz  
- bei Anklage wegen fahrlässiger strafbarer Handlun-

gen und Unterlassungen unabhängig vom Ausgang
des Verfahrens;

- bei Anklage wegen vorsätzlicher strafbarer Handlun-
gen und Unterlassungen rückwirkend ab Anklage nur
dann, wenn eine endgültige Einstellung des Verfah-
rens, ein rechtskräftiger Freispruch oder eine rechts-
kräftige Verurteilung wegen Fahrlässigkeit erfolgt.

2.2.2.  Bei staatsanwaltlichen Diversionsmaßnahmen im Zu-
sammenhang mit einem Verkehrsunfall besteht Versi-
cherungsschutz für die Beratungs- und Vertretungs-
handlungen sowie einen allfälligen Pauschalkostener-
satz bis 0,5% der Versicherungssumme nur dann, 
wenn  
– dem Versicherungsnehmer fahrlässige strafbare

Handlungen vorgeworfen werden und

– ab dem Zeitpunkt der Mitteilung des Staatsan-
waltes über die Möglichkeit einer Diversionsmaß-
nahme oder ab dem Zeitpunkt der Kontaktauf-
nahme durch einen Konfliktregler in Fällen des
außergerichtlichen Tatausgleiches.

Werden dem Versicherungsnehmer Gebühren ei-
nes vom Staatsanwalt beigezogenen Sachverstän-
digen oder Dolmetschers auferlegt, erhöht sich das 
Kostenlimit auf 1% der Versicherungssumme. 

2.2.3.  In Verwaltungsstrafverfahren besteht Versiche-
rungsschutz nur dann, wenn mit Strafverfügung 
eine Freiheitsstrafe (nicht Ersatzfreiheitsstrafe) o-
der eine Geldstrafe von mehr als 0,15% der Versi-
cherungssumme festgesetzt wird.  

Werden in einer Strafverfügung mehrere Geldstra-
fen verhängt, besteht Versicherungsschutz für das 
gesamte Verfahren, wenn zumindest eine Geld-
strafe von mehr als 0,15% der Versicherungs-
summe festgesetzt wird.  

Kommt es ohne Erlassung einer Strafverfügung zur 
Einleitung eines ordentlichen Verfahrens, besteht 
Versicherungsschutz nur, wenn das Verfahren vor 
Erlassung eines Bescheides eingestellt oder wenn 
mit Bescheid eine Strafe gemäß Absatz 1 oder Ab-
satz 2 festgesetzt wird.  

Unabhängig von der Höhe der Geldstrafe besteht 
Versicherungsschutz bei Verwaltungsstrafverfah-
ren nach Verkehrsunfällen sowie bei Delikten, die 
eine Vormerkung im örtlichen Führerscheinregister 
oder den Entzug der Lenkerberechtigung bewirken. 

Die Verletzung von Verkehrsvorschriften fällt unab-
hängig von der Verschuldensform und unabhängig 
vom Ausgang des Verfahrens unter Versicherungs-
schutz.  

2.3.  Führerschein-Rechtsschutz  

für die Vertretung in Verfahren wegen Entziehung 
oder Einschränkung der Lenkerberechtigung ge-
mäß Führerscheingesetz oder bei Androhung der 
Entziehung der Lenkberechtigung, wenn das Ver-
fahren im Zusammenhang mit einem Verkehrsun-
fall oder einer Übertretung von Verkehrsvorschrif-
ten eingeleitet wurde.  

In diesen Fällen umfasst der Versicherungsschutz 
auch die Vertretung im Verfahren zur Wiederausfol-
gung des Führerscheines.  

Sind sonstige Berechtigungen zum Führen von Mo-
torfahrzeugen Gegenstand derartiger Verfahren, 
gelten diese Bestimmungen sinngemäß. 

2.4.  Fahrzeug-Vertrags-Rechtsschutz  

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus 

2.4.1.  Versicherungsverträgen,  

2.4.2. sonstigen schuldrechtlichen Verträgen, die versi-
cherte Motorfahrzeuge und Anhänger einschließ-
lich Ersatzteile und Zubehör betreffen. Bei Streitig-
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keiten mit Kunden des Versicherungsnehmers gelten 
die Sonderregelungen gemäß Artikel 24 Pkt. 2.3.3. und 
Pkt. 2.4. 

Als Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuld-
rechtlichen Verträgen gilt auch die Geltendmachung 
von Ansprüchen wegen reiner Vermögensschäden, die 
aus der Verletzung gesetzlicher oder vertraglicher 
Pflichten entstehen und über das Erfüllungsinteresse 
hinausgehen, oder aus der Verletzung vorvertraglicher 
Pflichten entstehen.  

2.5. Erweiterte Deckung 

Der Versicherungsschutz  

2.5.1.  umfasst im Zusammenhang mit der Geltendmachung 
von Schadenersatzansprüchen (Punkt 2.1.1.) oder ei-
nem Strafverfahren nach einem Verkehrsunfall (Punkt 
2.2.) sowie im Verfahren wegen Entziehung oder Ein-
schränkung der Lenkerberechtigung (Punkt 2.3.) auch 
die Kosten für Verfassungs- und Verwaltungsgerichts-
hofbeschwerden;  

2.5.2.  erstreckt sich gemäß Punkt 2.4. auch auf die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen Ver-
trägen  
– über die Anmietung von Selbstfahrer-Vermietfahrzeu-

gen und über den Ankauf weiterer Motorfahrzeuge zu
Lande oder zu Wasser sowie Anhänger, sofern ein
Fahrzeug-Rechtsschutz gemäß Punkt 1.1. oder
Punkt 1.2. besteht und für diese Fahrzeuge die ge-
mäß Punkt 1 jeweils vereinbarte Nutzung vorgese-
hen ist;

– über den Ankauf eines in den Versicherungsschutz
eintretenden Motorfahrzeuges zu Lande oder zu
Wasser, sofern der Rechtsschutzversicherungsver-
trag gleichzeitig mit der Haftpflichtversicherung für
dieses Motorfahrzeug abgeschlossen wird oder der
Rechtsschutzversicherungsvertrag auf dieses Fahr-
zeug übergeht;

– über die Veräußerung des aus dem Versicherungs-
schutz ausscheidenden Motorfahrzeuges zu Lande
oder zu Wasser, sofern der Versicherungsfall inner-
halb von sechs Monaten ab Kündigung des Vertra-
ges hinsichtlich dieses Risikos eintritt.

3. Was ist nicht versichert?

3.1.  Im Fahrzeug-Rechtsschutz besteht – neben den in Arti-
kel 7 genannten Fällen – kein Versicherungsschutz für  
– Selbstfahrer-Vermietfahrzeuge gemäß Punkt 1.3.,

wenn dies nicht besonders vereinbart ist;
– die Beteiligung an motorsportlichen Wettbewerben

(auch Wertungsfahrten und Rallyes) und den dazu-
gehörenden Trainingsfahrten.

3.2.  Darüber hinaus besteht kein Versicherungsschutz  

3.2.1.  im Schadenersatz-Rechtsschutz für die Geltendma-
chung von Schadenersatzansprüchen wegen eines er-
littenen immateriellen Schadens, ausgenommen Perso-
nenschäden und Trauerschäden;  

3.2.2.  im Straf-Rechtsschutz  

– gemäß Punkt 2.2.1. bei Anklage wegen vorsätzli-
cher Begehung einer Handlung oder Unterlas-
sung, wenn eine gerichtliche Diversionsmaß-
nahme ergriffen wird;

– gemäß Punkt 2.2.3. bei Vorwurf wegen vorsätzli-
cher Verletzung einer Verkehrsvorschrift, wenn
diese Verletzung zum Zwecke der Erzielung ei-
nes kommerziellen Vorteils begangen wurde;

3.2.3.  im Führerschein-Rechtsschutz, wenn das Verfah-
ren wegen fehlender geistiger oder körperlicher 
Eignung eingeleitet worden ist; 

3.2.4.  im Schadenersatz- und Herausgabe-Rechtsschutz 
(Pkt. 2.1.) für die Wahrnehmung rechtlicher Interes-
sen zwischen Miteigentümern.  

4. Wann entfällt der Versicherungsschutz?

4.1.  Als Obliegenheiten, deren Verletzung die Leis-
tungsfreiheit des Versicherers bewirkt, gelten,  

4.1.1.  dass der Lenker die behördliche Befugnis besitzt, 
das Motorfahrzeug zu lenken;  

4.1.2.  dass der Lenker sich im Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalles nicht in einem durch Alkohol, Suchtgift 
oder Medikamentenmissbrauch beeinträchtigten 
Zustand befindet und dass er seiner gesetzlichen 
Verpflichtung entspricht, seine Atemluft auf Alkohol 
untersuchen, sich einem Arzt vorführen, sich unter-
suchen oder sich Blut abnehmen zu lassen; 

4.1.3.  dass der Lenker nach einem Verkehrsunfall seinen 
gesetzlichen Verständigungs- oder Hilfeleistungs-
pflichten entspricht.  

Die Verpflichtung zur Leistung bleibt gegenüber 
dem Versicherungsnehmer und den mitversicher-
ten Personen bestehen, soweit diese die Verlet-
zung dieser Obliegenheiten weder kannten noch 
kennen mussten.  

4.2.  Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegen-
heiten nach den Punkten 4.1.2. und 4.1.3. besteht 
nur dann, wenn der angeführte Umstand im Spruch 
oder in der Begründung einer im Zusammenhang 
mit dem Versicherungsfall ergangenen rechtskräfti-
gen Entscheidung eines Gerichtes oder einer Ver-
waltungsbehörde festgestellt worden ist. Vom Ver-
sicherer erbrachte Leistungen sind zurückzuzah-
len. 

5. Wann verlängert sich der Versicherungsvertrag
oder wann endet er vorzeitig?

5.1.  Sind der Versicherungsnehmer und die mitversi-
cherten Personen gemäß Punkt 1.1. oder Punkt 
1.2. seit mindestens einem Monat nicht mehr Ei-
gentümer, Halter, Zulassungsbesitzer oder Lea-
singnehmer eines Motorfahrzeuges, kann der Ver-
sicherungsnehmer die Aufhebung des Versiche-
rungsvertrages mit sofortiger Wirkung verlangen.  

5.2.  Wird ein gemäß Punkt 1.3. versichertes Motorfahr-
zeug vorübergehend aus dem Verkehr genommen, 
so wird dadurch der Versicherungsvertrag nicht be-
rührt.  
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5.3  Wird ein gemäß Punkt 1.3. versichertes Motorfahrzeug 
veräußert oder fällt es auf sonstige Weise weg, geht 
der Versicherungsschutz frühestens ab dem Zeitpunkt 
der behördlichen Abmeldung des ursprünglich versi-
cherten Fahrzeuges auf ein vorhandenes oder inner-
halb von drei Monaten anzuschaffendes Motorfahrzeug 
der gemäß dem Prämientarif gleichen Kategorie über, 
das an die Stelle des bisher versicherten Motorfahrzeu-
ges tritt (Folgefahrzeug).  

Die Veräußerung oder der sonstige Wegfall des Fahr-
zeuges und die Daten des Folgefahrzeuges sind dem 
Versicherer jeweils innerhalb eines Monats anzuzeigen. 

Unterlässt der Versicherungsnehmer diese Anzeige, ist 
der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, 
es sei denn, für das Folgefahrzeug wurde das gleiche 
amtliche Kennzeichen ausgegeben oder es waren im 
Zeitpunkt des Versicherungsfalles beim Versicherungs-
nehmer nicht mehr Motorfahrzeuge vorhanden als bei 
ein und demselben Versicherer versichert waren.  

5.4  Hat oder erwirbt der Versicherungsnehmer kein Folge-
fahrzeug oder wünscht er keinen Versicherungsschutz 
für das Folgefahrzeug, ist er berechtigt, den Vertrag 
hinsichtlich dieses Risikos mit sofortiger Wirkung zu 
kündigen. Die Kündigung ist innerhalb von drei Mona-
ten ab dem Zeitpunkt der behördlichen Abmeldung des 
versicherten Fahrzeuges vorzunehmen. 

Artikel 18  
Schadenersatz-, Straf- und Führerschein-Rechtsschutz 
für Fahrzeuglenker (Lenker-Rechtsschutz)  

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung

1.1.  der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (Arti-
kel 5.1.) oder 

1.2.  der Versicherungsnehmer als Lenker von Fahrzeugen, 
die nicht im Eigentum einer versicherten Person ste-
hen, nicht auf sie zugelassen sind oder nicht von ihr ge-
halten oder geleast werden.  

Als Fahrzeug im Sinne dieser Bestimmungen gelten 
Motorfahrzeuge zu Lande, zu Wasser und in der Luft 
sowie Anhänger.  

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1.  Schadenersatz-Rechtsschutz  

für die Geltendmachung von eigenen Ansprüchen auf-
grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privat-
rechtlichen Inhalts wegen eines erlittenen Schadens, 
soweit sie nicht das vom Versicherungsnehmer ge-
lenkte Fahrzeug betreffen.  

2.2.  Straf-Rechtsschutz 

für die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten o-
der Verwaltungsbehörden wegen eines Verkehrsunfalls 
oder der Übertretung von Verkehrsvorschriften. Unter 
Verkehrsvorschriften sind die im Zusammenhang mit 

der bestimmungsgemäßen Verwendung des Fahr-
zeuges geltenden Rechtsnormen zu verstehen.  

2.2.1.  Für die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerich-
ten wegen eines Verkehrsunfalls besteht Versiche-
rungsschutz  
- bei Anklage wegen fahrlässiger strafbarer Hand-

lungen und Unterlassungen unabhängig vom
Ausgang des Verfahrens;

- bei Anklage wegen vorsätzlicher strafbarer
Handlungen und Unterlassungen rückwirkend ab
Anklage nur dann, wenn eine endgültige Einstel-
lung des Verfahrens, ein rechtskräftiger Frei-
spruch oder eine rechtskräftige Verurteilung we-
gen Fahrlässigkeit erfolgt.

2.2.2.  Bei staatsanwaltlichen Diversionsmaßnahmen be-
steht Versicherungsschutz für die Beratungs- und 
Vertretungshandlungen sowie einen allfälligen Pau-
schalkostenersatz bis 0,5% der Versicherungs-
summe nur dann, wenn  
– dem Versicherungsnehmer fahrlässige strafbare

Handlungen vorgeworfen werden und
– ab dem Zeitpunkt der Mitteilung des Staatsan-

waltes über die Möglichkeit einer Diversionsmaß-
nahme oder ab dem Zeitpunkt der Kontaktauf-
nahme durch einen Konfliktregler in Fällen des
außergerichtlichen Tatausgleiches.

Werden dem Versicherungsnehmer Gebühren ei-
nes vom Staatsanwalt beigezogenen Sachverstän-
digen oder Dolmetschers auferlegt, erhöht sich das 
Kostenlimit auf 1% der Versicherungssumme.  

2.2.3.  In Verwaltungsstrafverfahren besteht Versiche-
rungsschutz nur dann, wenn mit Strafverfügung 
eine Freiheitsstrafe (nicht Ersatzfreiheitsstrafe) o-
der eine Geldstrafe von mehr als 0,15% der Versi-
cherungssumme festgesetzt wird.  

Werden in einer Strafverfügung mehrere Geldstra-
fen verhängt, besteht Versicherungsschutz für das 
gesamte Verfahren, wenn zumindest eine Geld-
strafe von mehr als 0,15% der Versicherungs-
summe festgesetzt wird.  

Kommt es ohne Erlassung einer Strafverfügung zur 
Einleitung eines ordentlichen Verfahrens, besteht 
Versicherungsschutz nur bei Einstellung des Ver-
fahrens vor Erlassung eines Bescheides oder wenn 
mit Bescheid eine Strafe gemäß Absatz 1 oder Ab-
satz 2 festgesetzt wird.  

Die Verletzung von Verkehrsvorschriften fällt unab-
hängig von der Verschuldensform und unabhängig 
vom Ausgang des Verfahrens unter Versicherungs-
schutz.  

2.3.  Führerschein-Rechtsschutz  

für die Vertretung in Verfahren wegen Entziehung 
oder Einschränkung der Lenkerberechtigung ge-
mäß Führerscheingesetz, wenn das Verfahren im 
Zusammenhang mit einem Verkehrsunfall oder ei-
ner Übertretung von Verkehrsvorschriften eingelei-
tet wurde.  
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In diesen Fällen umfasst der Versicherungsschutz auch 
die Vertretung im Verfahren zur Wiederausfolgung des 
Führerscheines. Sind sonstige Berechtigungen zum 
Führen von Motorfahrzeugen Gegenstand derartiger 
Verfahren, gelten diese Bestimmungen sinngemäß.  

2.4.  Erweiterte Deckung 

Im Zusammenhang mit der Geltendmachung von Scha-
denersatzansprüchen oder einem Strafverfahren nach 
einem Verkehrsunfall sowie im Verfahren wegen Ent-
ziehung oder Einschränkung der Lenkerberechtigung 
umfasst der Versicherungsschutz auch die Kosten für 
Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshofbeschwer-
den.  

3. Was ist nicht versichert?

3.1.  Im Lenker-Rechtsschutz besteht – neben den in Artikel
7 genannten Fällen – kein Versicherungsschutz für die 
Beteiligung an motorsportlichen Wettbewerben (auch 
Wertungsfahrten und Rallyes) und den dazugehören-
den Trainingsfahrten.  

3.2.  Darüber hinaus besteht kein Versicherungsschutz  

3.2.1. im Schadenersatz-Rechtsschutz für  
– die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen

wegen eines erlittenen immateriellen Schadens, aus-
genommen Personenschäden und Trauerschäden;

– die Geltendmachung von Ansprüchen aus schuld-
rechtlichen Verträgen sowie die Geltendmachung
von Ansprüchen wegen reiner Vermögensschäden,
die aus der Verletzung vertraglicher Pflichten entste-
hen und über das Erfüllungsinteresse hinausgehen,
oder aus der Verletzung vorvertraglicher Pflichten
entstehen;

3.2.2.  im Straf-Rechtsschutz  
– gemäß Punkt 2.2.1. bei Anklage wegen vorsätzlicher

Begehung einer Handlung oder Unterlassung, wenn
eine gerichtliche Diversionsmaßnahme ergriffen wird;

– gemäß Punkt 2.2.3. bei Vorwurf wegen vorsätzlicher
Verletzung einer Verkehrsvorschrift, wenn diese Ver-
letzung zum Zwecke der Erzielung eines kommerziel-
len Vorteils begangen wurde;

3.2.3.  im Führerschein-Rechtsschutz, wenn das Verfahren 
wegen fehlender geistiger oder körperlicher Eignung 
eingeleitet worden ist.  

4. Wann entfällt der Versicherungsschutz?

4.1.  Als Obliegenheiten, deren Verletzung die Leistungsfrei-
heit des Versicherers bewirkt, gelten, 

4.1.1.  dass der Lenker die behördliche Befugnis besitzt, das 
Fahrzeug zu lenken; 

4.1.2.  dass der Lenker sich im Zeitpunkt des Versicherungs-
falles nicht in einem durch Alkohol, Suchtgift oder Medi-
kamentenmissbrauch beeinträchtigten Zustand befindet 
und dass er einer gesetzlichen Verpflichtung entspricht, 
seine Atemluft auf Alkohol untersuchen, sich einem 
Arzt vorführen, sich untersuchen oder sich Blut abneh-
men zu lassen;  

4.1.3.  dass der Lenker nach einem Verkehrsunfall seinen 
gesetzlichen Verständigungs- oder Hilfeleistungs-
pflichten entspricht.  

4.2.  Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegen-
heiten nach den Punkten 4.1.2. und 4.1.3. besteht 
nur dann, wenn der angeführte Umstand im Spruch 
oder in der Begründung einer im Zusammenhang 
mit dem Versicherungsfall ergangenen rechtskräfti-
gen Entscheidung eines Gerichtes oder einer Ver-
waltungsbehörde festgestellt worden ist. Vom Ver-
sicherer erbrachte Leistungen sind zurückzuzah-
len.  

5. Wann endet der Versicherungsvertrag vorzei-
tig?

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er vo-
raussichtlich dauernd daran gehindert ist, ein Fahr-
zeug zu lenken, wird über sein schriftliches Verlan-
gen der Vertrag hinsichtlich dieses Risikos aufge-
löst.

Artikel 19  
Schadenersatz- und Herausgabe-Rechtsschutz 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinba-
rung auf den Privat-, Berufs- und/oder Betriebsbereich.  

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1.  im Privatbereich der Versicherungsnehmer und 
seine Angehörigen (Artikel 5.1.) für Versicherungs-
fälle, die den privaten Lebensbereich, also nicht 
den Berufs- oder Betriebsbereich oder eine sons-
tige Erwerbstätigkeit, betreffen;  

1.2.  im Berufsbereich der Versicherungsnehmer und 
seine Angehörigen (Artikel 5.1.) in ihrer Eigen-
schaft als unselbständig Erwerbstätige für Versi-
cherungsfälle, die mit der Berufsausübung unmit-
telbar zusammenhängen oder auf dem direkten 
Weg von und zur Arbeitsstätte eintreten;  

1.3.  im Betriebsbereich der Versicherungsnehmer für 
den versicherten Betrieb und alle Arbeitnehmer im 
Sinne des § 51 ASGG für Versicherungsfälle, die 
mit dem Betrieb oder der Tätigkeit für den Betrieb 
unmittelbar zusammenhängen oder auf dem direk-
ten Weg von und zur Arbeitsstätte eintreten.  

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1.  die Geltendmachung von Ansprüchen aufgrund ge-
setzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtli-
chen Inhalts wegen eines erlittenen Schadens;  

2.2.  im Privat- und Berufsbereich die Geltendmachung 
von dinglichen Herausgabeansprüchen an bewegli-
chen körperlichen Sachen.  

2.3.  vor Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens die 
Kosten außergerichtlicher Konfliktlösung durch Me-
diation (Pkt. 6.8.7.) 
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3. Was ist nicht versichert?

3.1.  Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen
Rechtsschutz-Bausteinen umfasst der Versicherungs-
schutz nicht  

3.1.1.  Fälle, welche beim Versicherungsnehmer und den mit-
versicherten Personen in ihrer Eigenschaft als Eigentü-
mer, Halter, Zulassungsbesitzer, Leasingnehmer oder 
Lenker von Motorfahrzeugen zu Lande, zu Wasser und 
in der Luft sowie Anhängern einschließlich Ersatzteilen 
und Zubehör eintreten (versicherbar in Artikel 17 oder 
18);  

3.1.2.  die Geltendmachung von Schadenersatz- oder Heraus-
gabeansprüchen zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer im Sinne des § 51 ASGG (versicherbar in Artikel 
23);  

3.1.3.  die Geltendmachung von reinen Vermögensschäden 
gegen den Sozialversicherungsträger (versicherbar in 
Artikel 24);  

3.1.4.  die Geltendmachung von Ansprüchen aus schuldrecht-
lichen Verträgen sowie die Geltendmachung von An-
sprüchen wegen reiner Vermögensschäden, die aus 
der Verletzung vertraglicher Pflichten entstehen und 
über das Erfüllungsinteresse hinausgehen, oder aus 
der Verletzung vorvertraglicher Pflichten entstehen 
(versicherbar in Artikel 22);  

3.1.5.  Fälle, welche beim Versicherungsnehmer in seiner Ei-
genschaft als Eigentümer oder Besitzer von Grundstü-
cken, Gebäuden oder Gebäudeteilen entstehen; 

3.1.6.  die Geltendmachung von reinen Vermögensschäden o-
der Herausgabeansprüchen im Zusammenhang mit ei-
ner Erb- oder Familienrechtssache. 

3.2.  Im Schadenersatz-Rechtsschutz besteht – neben den 
in Art. 7 genannten Fällen – kein Versicherungsschutz 
für die Geltendmachung von 

3.2.1.  Schadenersatzansprüchen wegen eines immateriellen 
Schadens, ausgenommen Personenschäden, Schäden 
aus der Verletzung der persönlichen Freiheit und der 
geschlechtlichen Selbstbestimmung sowie Trauerschä-
den;  

3.2.2.  Schadenersatz- oder Herausgabeansprüchen zwischen 
Miteigentümern oder Pfandrechtsgläubigern.  

4. Wann entfällt der Versicherungsschutz?

Als Obliegenheit, deren Verletzung die Leistungsfreiheit
des Versicherers bewirkt, gilt, dass der Versicherungs-
nehmer sich im Zeitpunkt des Versicherungsfalles nicht
in einem durch Alkohol, Suchtgift oder Medikamenten-
missbrauch beeinträchtigten Zustand befindet und dass
er einer gesetzlichen Verpflichtung entspricht, seine
Atemluft auf Alkohol untersuchen, sich einem Arzt vor-
führen, sich untersuchen oder sich Blut abnehmen zu
lassen.

Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegenheit
besteht nur dann, wenn der angeführte Umstand im
Spruch oder in der Begründung einer im Zusammen-

hang mit dem Versicherungsfall ergangenen 
rechtskräftigen Entscheidung eines Gerichtes oder 
einer Verwaltungsbehörde festgestellt worden ist. 
Vom Versicherer erbrachte Leistungen sind zurück-
zuzahlen. 

Artikel 20  
Allgemeiner Straf-Rechtsschutz 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinba-
rung auf den Privat-, Berufs- und/oder Betriebsbereich.  

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1.  im Privatbereich der Versicherungsnehmer und 
seine Angehörigen (Artikel 5.1.) für Versicherungs-
fälle, die den privaten Lebensbereich, also nicht 
den Berufs- oder Betriebsbereich oder eine sons-
tige Erwerbstätigkeit, betreffen;  

1.2.  im Berufsbereich der Versicherungsnehmer und 
seine Angehörigen (Artikel 5.1.) in ihrer Eigen-
schaft als unselbständig Erwerbstätige für Versi-
cherungsfälle, die mit der Berufsausübung unmit-
telbar zusammenhängen oder auf dem direkten 
Weg von und zur Arbeitsstätte eintreten;  

1.3.  im Betriebsbereich der Versicherungsnehmer für 
den versicherten Betrieb und alle Arbeitnehmer im 
Sinne des § 51 Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz 
(ASGG) für Versicherungsfälle, die mit dem Betrieb 
oder der Tätigkeit für den Betrieb unmittelbar zu-
sammenhängen oder auf dem direkten Weg von 
und zur Arbeitsstätte eintreten.  

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1.  die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten 

2.1.1.  bei Anklage wegen fahrlässiger strafbarer Handlun-
gen und Unterlassungen unabhängig vom Ausgang 
des Verfahrens;  

2.1.2.  bei Handlungen und Unterlassungen, die sowohl 
bei fahrlässiger als auch vorsätzlicher Begehung 
strafbar sind, besteht bei Anklage wegen vorsätzli-
cher strafbarer Handlungen und Unterlassungen 
rückwirkend ab Anklage Versicherungsschutz, 
wenn eine endgültige Einstellung des Verfahrens, 
ein rechtskräftiger Freispruch oder eine rechtskräf-
tige Verurteilung wegen Fahrlässigkeit erfolgt;  

2.2.  die Beratungs- und Vertretungshandlungen bei 
staatsanwaltlichen Diversionsmaßnahmen gemäß 
§§ 90a ff StPO sowie einen allfälligen Pau-
schalkostenersatz bis insgesamt 0,5% der Versi-
cherungssumme nur dann, wenn
– dem Versicherungsnehmer fahrlässige strafbare

Handlungen vorgeworfen werden und
– ab dem Zeitpunkt der Mitteilung des Staatsan-

waltes über die Möglichkeit einer Diversionsmaß-
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nahme oder ab dem Zeitpunkt der Kontaktaufnahme 
durch einen Konfliktregler in Fällen des außergericht-
lichen Tatausgleiches.  

Werden dem Versicherungsnehmer Gebühren eines 
vom Staatsanwalt beigezogenen Sachverständigen o-
der Dolmetschers auferlegt, erhöht sich das Kostenlimit 
auf 1% der Versicherungssumme.  

2.3.  die Verteidigung in Strafverfahren vor Verwaltungsbe-
hörden  

2.3.1.  wegen fahrlässiger strafbarer Handlungen oder Unter-
lassungen unabhängig vom Ausgang des Verfahrens 
ab der ersten Verfolgungshandlung;  

2.3.2. wegen vorsätzlicher strafbarer Handlungen und Unter-
lassungen rückwirkend ab der ersten Verfolgungshand-
lung nur dann, wenn die Handlung oder Unterlassung 
auch bei fahrlässiger Begehung strafbar ist und eine 
endgültige Einstellung des Verfahrens oder eine rechts-
kräftige Verurteilung wegen Fahrlässigkeit erfolgt;  

2.4.  die Vertretung in Disziplinarverfahren ab Einleitungsbe-
schluss.  

2.5.  Sofern gesondert vereinbart, besteht auch bei Handlun-
gen und Unterlassungen, die nur bei vorsätzlicher Be-
gehung strafbar sind, rückwirkend ab Anklage Versi-
cherungsschutz für die Verteidigung in Strafverfahren 
vor Gerichten und rückwirkend ab der ersten Verfol-
gungshandlung Versicherungsschutz für die Verteidi-
gung in Strafverfahren vor Verwaltungsbehörden, wenn 
eine endgültige Einstellung des Verfahrens oder ein 
rechtskräftiger Freispruch erfolgt. 

3. Was ist nichtversichert?

3.1.  Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen
Rechtsschutz-Bausteinen umfasst der Versicherungs-
schutz nicht Fälle, welche beim Versicherungsnehmer 
und den mitversicherten Personen in ihrer Eigenschaft 
als Eigentümer, Halter, Zulassungsbesitzer, Leasing-
nehmer oder Lenker von Motorfahrzeugen zu Lande, 
zu Wasser und in der Luft sowie Anhängern einschließ-
lich Ersatzteilen und Zubehör eintreten (versicherbar in 
Artikel 17 oder 18).  

3.2.  Im Straf-Rechtsschutz besteht – neben den in Artikel 7 
genannten Fällen – kein Versicherungsschutz  

3.2.1. bei Anklage wegen vorsätzlicher Begehung einer Hand-
lung oder Unterlassung, die sowohl bei vorsätzlicher als 
auch bei fahrlässiger Begehung strafbar ist (Pkt. 
2.1.2.), wenn eine gerichtliche Diversionsmaßnahme 
ergriffen wird; 

3.2.2.  unabhängig vom Ausgang des Strafverfahrens bei An-
klage der verwaltungsbehördlicher Verfolgungshand-
lung wegen einer Handlung oder Unterlassung, die nur 
bei vorsätzlicher Begehung strafbar ist (Punkt 2.5.),  
– für Verbrechen gegen das Leben und Verbrechen mit

Todesfolge;
– für gewerbsmäßige Begehung im Sinne von

§ 70 StGB;
– für Delikte gegen die Ehre;

– für Delikte des Versicherungsnehmers gegen
mitversicherte Personen und umgekehrt sowie
für Delikte mitversicherter Personen untereinan-
der;

– sofern der Versicherungsnehmer bereits mindes-
tens einmal rechtskräftig wegen desselben Delik-
tes verurteilt wurde;

– bei der Ergreifung von gerichtlichen Diversions-
maßnahmen.

4. Wann entfällt der Versicherungsschutz?

Als Obliegenheit, deren Verletzung die Leistungs-
freiheit des Versicherers bewirkt, gilt, dass der Ver-
sicherungsnehmer sich im Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalles nicht in einem durch Alkohol, Suchtgift
oder Medikamentenmissbrauch beeinträchtigten
Zustand befindet und dass er einer gesetzlichen
Verpflichtung entspricht, seine Atemluft auf Alkohol
untersuchen, sich einem Arzt vorführen, sich unter-
suchen oder sich Blut abnehmen zu lassen.

Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegen-
heit besteht nur dann, wenn der angeführte Um-
stand im Spruch oder in der Begründung einer im
Zusammenhang mit dem Versicherungsfall ergan-
genen rechtskräftigen Entscheidung eines Gerich-
tes oder einer Verwaltungsbehörde festgestellt
worden ist. Vom Versicherer erbrachte Leistungen
sind zurückzuzahlen.

Artikel 21  
Rechtsschutz in Arbeits- und Dienstrechtssachen  

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinba-
rung auf den Berufs- und/oder Betriebsbereich.  

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben
1.1.  im Berufsbereich der Versicherungsnehmer und 

seine Angehörigen (Artikel 5.1.) in ihrer Eigen-
schaft als Arbeitnehmer im Sinne des § 51 ASGG 
für Versicherungsfälle, die mit der Berufsausübung 
unmittelbar zusammenhängen oder auf dem direk-
ten Weg von und zur Arbeitsstätte eintreten;  

1.2.  im Betriebsbereich der Versicherungsnehmer in 
seiner Eigenschaft als Arbeitgeber im Sinne des § 
51 ASGG für Versicherungsfälle, die mit dem versi-
cherten Betrieb oder der Tätigkeit für den Betrieb 
unmittelbar zusammenhängen oder auf dem direk-
ten Weg von und zur Arbeitsstätte eintreten.  

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1.  die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Verfah-
ren vor Arbeitsgerichten 
– zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern im

Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis oder
dessen Anbahnung;

– zwischen juristischen Personen, die keine Sozial-
versicherungsträger sind, und die Ruhegenüsse,
Versorgungsgenüsse, Abfertigungen oder Ur-
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laubsentgelte leisten, die sich aus einem aufrechten 
oder früheren Arbeitsverhältnis ergeben, und Arbeit-
nehmern, die solche Leistungen in Anspruch neh-
men;  

2.2.  bei öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnissen die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen in dienst-, besoldungs- 
und pensionsrechtlichen Verfahren sowie die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit 
dem Arbeitsverhältnis gegenüber dem Dienstgeber in 
Verfahren vor Gerichten;  

2.3.  vor Einleitung eines gerichtlichen oder verwaltungsbe-
hördlichen Verfahrens  
– Kosten außergerichtlicher Konfliktlösung durch Medi-

ation (Artikel 6.6.7.);
– Kosten für die außergerichtliche Wahrnehmung

rechtlicher Interessen bis 1% der Versicherungs-
summe, sofern die Angelegenheit dadurch oder
durch eine Mediation endgültig beendet ist.

2.4.  Erweiterte Deckung 

Der Versicherungsschutz umfasst  
– bei Insolvenz des Arbeitgebers auch die Geltendma-

chung von Ansprüchen auf Insolvenz-Ausfallgeld;
– bei öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnissen auch

die Kosten für Verwaltungsgerichtshofbeschwerden
bis maximal 2,5% der Versicherungssumme; sofern
gegen den erstinstanzlichen Bescheid kein ordentli-
ches Rechtsmittel, sondern nur eine Beschwerde an
den Verwaltungsgerichtshof zulässig ist, erhöht sich
das Kostenlimit auf maximal 5% der Versicherungs-
summe;

– bei Arbeitsverhältnissen mit der Europäischen Ge-
meinschaft auch die Kosten der Wahrnehmung recht-
licher Interessen in dienstrechtlichen Verfahren vor
den Gerichten der Europäischen Gemeinschaft.

3. Was ist nichtversichert?

3.1.  Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen
Rechtsschutz-Bausteinen umfasst der Versicherungs-
schutz nicht  

3.1.1.  die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusam-
menhang mit der Geltendmachung von Schadenersatz- 
oder dinglichen Herausgabeansprüchen gemäß Artikel 
17.2.1. und Artikel 18.2.1. (versicherbar in Artikel 17 o-
der 18);  

3.1.2.  die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Versiche-
rungsverträgen (versicherbar in Artikel 22). 

3.2.  Im Arbeitsgerichts-Rechtsschutz besteht – neben den 
in Artikel 7 genannten Fällen – kein Versicherungs-
schutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus 
dem kollektiven Arbeitsrecht.  

4. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten
ab dem vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten,
besteht kein Versicherungsschutz, ausgenommen bei
der Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen
im Zusammenhang mit Unfallereignissen, die nach Ver-
sicherungsbeginn eintreten.

Artikel 22  
Sozialversicherungs-Rechtsschutz  

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinba-
rung auf den Privat-, Berufs- und/oder Betriebsbereich.  

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1.  im Privatbereich der Versicherungsnehmer und 
seine Angehörigen (Artikel 5.1.) für Versicherungs-
fälle, die den privaten Lebensbereich, also nicht 
den Berufs- oder Betriebsbereich oder eine sons-
tige Erwerbstätigkeit, betreffen;  

1.2.  im Berufsbereich der Versicherungsnehmer und 
seine Angehörigen (Artikel 5.1.) in ihrer Eigen-
schaft als unselbständig Erwerbstätige für Versi-
cherungsfälle, die mit der Berufsausübung unmit-
telbar zusammenhängen oder auf dem direkten 
Weg von und zur Arbeitsstätte eintreten;  

1.3.  im Betriebsbereich der Versicherungsnehmer für 
den versicherten Betrieb und alle Arbeitnehmer im 
Sinne des § 51 ASGG für Versicherungsfälle, die 
mit dem Betrieb oder der Tätigkeit für den Betrieb 
unmittelbar zusammenhängen oder auf dem direk-
ten Weg von und zur Arbeitsstätte eintreten.  

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen des Versicherungs-
nehmers

2.1.  in gerichtlichen Verfahren 
– wegen Streitigkeiten mit Sozialversicherungsträ-

gern in sozialversicherungsrechtlichen Leis-
tungssachen;

– wegen Streitigkeiten über Pflegegeld;

2.2.  in Verwaltungsverfahren vor dem Sozialversiche-
rungsträger wegen Feststellung der Sozialversiche-
rungspflicht, der Sozialversicherungsberechtigung, 
des Beginns oder Endes der Sozialversicherung 
sowie wegen Streitigkeiten über Beitragszahlungen 
und Zuschläge;  

2.3.  für die Geltendmachung von reinen Vermögens-
schäden gegen den Sozialversicherungsträger.  

2.4. Der Versicherungsschutz umfasst auch die Kosten 
für Verwaltungsgerichtshofbeschwerden bis maxi-
mal 2,5% der Versicherungssumme.  

3. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Mo-
naten ab dem vereinbarten Versicherungsbeginn
eintreten, besteht kein Versicherungsschutz, aus-
genommen

– im Zusammenhang mit der Geltendmachung von
Schadenersatzansprüchen gemäß Punkt 2.3.;

– bei der Geltendmachung von Ansprüchen aus
Unfallereignissen, die nach Versicherungsbeginn
eintreten.
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Artikel 23 
Beratungs-Rechtsschutz  

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung 
auf den Privat-, Berufs- und/oder Betriebsbereich.  

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1.  im Privatbereich der Versicherungsnehmer und seine 
Angehörigen (Artikel 5.1.) für Rechtsangelegenheiten, 
die den privaten Lebensbereich betreffen oder unmittel-
bar mit der unselbständigen Berufsausübung zusam-
menhängen; 

1.2.  im Betriebsbereich der Versicherungsnehmer für 
Rechtsangelegenheiten, die mit dem Betrieb oder der 
Tätigkeit für den Betrieb unmittelbar zusammenhängen. 

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst die Kosten für eine
mündliche Rechtsauskunft durch einen vom Versiche-
rer ausgewählten Rechtsanwalt oder Notar.

Diese Rechtsauskunft kann sich auf Fragen aus allen
Rechtsgebieten der Staaten der Europäischen Union,
der Schweiz, Liechtenstein, Norwegen oder Island be-
ziehen.

Bezieht sich die gewünschte Beratung auf beim selben
Versicherer bestehende Versicherungsverträge, über-
nimmt der Versicherer die Kosten eines vom Versiche-
rungsnehmer frei gewählten Rechtsanwaltes, der sei-
nen Sitz am allgemeinen Gerichtsstand des Versiche-
rungsnehmers hat.

Eine Beratung kann vom Versicherungsnehmer höchs-
tens einmal monatlich in Anspruch genommen werden.

3. Was gilt als Versicherungsfall?

Als Versicherungsfall gilt eine bereits eingetretene oder 
bevorstehende Änderung in den rechtlichen Verhältnis-
sen des Versicherungsnehmers, die eine Beratung not-
wendig macht.  

Artikel 24 
Allgemeiner Vertrags-Rechtsschutz  

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung 
auf den Privat- und/oder Betriebsbereich.  

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1.  im Privatbereich der Versicherungsnehmer und seine 
Angehörigen (Artikel 5.1.) für Versicherungsfälle, die 
den privaten Lebensbereich, also nicht den Berufs- o-
der Betriebsbereich oder eine sonstige Erwerbstätig-
keit, betreffen;  

1.2.  im Betriebsbereich der Versicherungsnehmer für den 
versicherten Betrieb. 

2. Was ist versichert?

2.1.  Der Versicherungsschutz umfasst die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen aus  

2.1.1. Versicherungsverträgen des Versicherungsneh-
mers;  

2.1.2.  sonstigen schuldrechtlichen Verträgen des Versi-
cherungsnehmers über bewegliche Sachen;  

2.1.3.  Reiseverträgen des Versicherungsnehmers für Rei-
sen bis zu einer Höchstdauer von acht Wochen; 

2.1.4.  Reparatur- und sonstigen Werkverträgen des Ver-
sicherungsnehmers über unbewegliche Sachen. 

Als Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus 
schuldrechtlichen Verträgen gilt auch die Geltend-
machung und Abwehr von Ansprüchen wegen rei-
ner Vermögensschäden, die aus der Verletzung 
vertraglicher Pflichten entstehen und über das Er-
füllungsinteresse hinausgehen, oder aus der Ver-
letzung vorvertraglicher Pflichten entstehen.  

2.2  Im Privatbereich erstreckt sich der Versicherungs-
schutz aus Reparatur- bzw. sonstigen Werkverträ-
gen über unbewegliche Sachen nur auf Gebäude 
oder Wohnungen einschließlich zugehöriger 
Grundstücke, die vom Versicherungsnehmer zu ei-
genen Wohnzwecken genutzt werden. 

Bei Gebäuden, die sowohl eigenen Wohn- als auch 
sonstigen Zwecken dienen, besteht Versicherungs-
schutz nur für Fälle, die ausschließlich die eigene 
Wohnung betreffen. 

Bei Gebäuden, die neben eigenen Wohnzwecken 
nur der nichtgewerbsmäßigen Fremdenbeherber-
gung dienen, besteht Versicherungsschutz in vol-
lem Umfang. 

2.3.  Im Betriebsbereich besteht für die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen gemäß Punkt 2.1.2. und 
Punkt 2.1.4. Versicherungsschutz nur unter folgen-
den Voraussetzungen:  

2.3.1.  sofern der Gegner dem Grunde oder der Höhe 
nach Einwendungen gegen die Forderung des Ver-
sicherungsnehmers erhebt;  

2.3.2.  sofern und so lange die tatsächlichen oder behaup-
teten Forderungen und Gegenforderungen der Ver-
tragsparteien (Gesamtansprüche) aufgrund dessel-
ben Versicherungsfalles im Sinne des Artikels 2.3. 
die vertraglich vereinbarte Obergrenze unabhängig 
von Umfang, Form und Zeitpunkt der Geltendma-
chung nicht übersteigen.  

Aufrechnungsweise geltend gemachte Forderungen 
werden dabei nicht berücksichtigt, sofern weder die 
Forderung noch die aufrechnungsweise geltend ge-
machte Gegenforderung die vereinbarte Ober-
grenze übersteigen.  

Sinken die Gesamtansprüche vor der gerichtlichen 
Geltendmachung bzw. bei gerichtlicher Geltendma-
chung bis zum Beginn der Verhandlung in der Sa-
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che bzw. der Beweisaufnahme durch Zahlung, Ver-
gleich oder Anerkenntnis unter die vereinbarte Ober-
grenze, besteht ab diesem Zeitpunkt Versicherungs-
schutz.  

Steigen die Gesamtansprüche nach Bestätigung des 
Versicherungsschutzes über die vereinbarte Ober-
grenze, entfällt ab diesem Zeitpunkt der Versicherungs-
schutz. 

2.3.3.  Bei Streitigkeiten des Versicherungsnehmers mit sei-
nen Kunden ist der Deckungsschutz begrenzt auf die 
gerichtliche Interessenwahrnehmung. 

Der Deckungsschutz setzt ferner voraus, dass vor Er-
hebung der Klage ein Verfahren vor einer branchen-
spezifischen Schlichtungsstelle durchgeführt wurde. 
Die dort angefallenen Verfahrenskosten übernimmt der 
Versicherer bis zu einem Betrag von 150,00 € je Versi-
cherungsfall. Darüber hinausgehende Kosten des 
Schlichtungsverfahrens, z.B. Kosten der Interessen-
wahrnehmung durch einen Rechtsanwalt, werden nicht 
erstattet.  

Versicherungsschutz für das gerichtliche Verfahren 
ohne vorherige Durchführung eines Schlichtungsver-
fahren besteht nur unter der Voraussetzung, dass der 
Versicherungsnehmer den Nachweis führt, dass die 
Gegenseite die Teilnahme am Schlichtungsverfahren 
abgelehnt bzw. auf eine zweifache schriftliche Aufforde-
rung (davon eine per Einschreiben/Rückschein) seitens 
des Versicherungsnehmers zur Teilnahme am Schlich-
tungsverfahren und trotz ausreichender Zeit zu einer 
diesbezüglichen Erklärung nicht reagiert hat. 

2.4.  Inkasso-Dienstleistung 

Für den Bereich der Betreibung unbestrittener Forde-
rungen des Versicherungsnehmers im betrieblichen Be-
reich werden durch den Kooperationspartner INKO In-
kasso Ges.m.b.H. folgende Leistungen ohne Zusatz-
kosten für den Versicherungsnehmer erbracht: 

2.4.1.  außergerichtliche Betreibung einschließlich Mahnspe-
sen und Verzugszinsen gegenüber Schuldnern mit Sitz 
in Österreich. Die Mindestforderungssumme beträgt 
20,00 €. Die Höchstforderungssumme ist unbeschränkt.  

2.4.2.  Erhebung von Mahnklagen durch von INKO Inkasso 
Ges.m.b.H. empfohlene Rechtsanwälte gegenüber 
Schuldnern mit Sitz in Österreich, wenn die Fälligkeit 
der jeweils betriebenen Forderung frühestens 1 Monat 
nach Polizzenbeginn eingetreten ist, zuvor die außer-
gerichtliche Betreibung durch INKO Inkasso 
Ges.m.b.H. nicht zur vollständigen Befriedigung des 
Versicherungsnehmers geführt hat und die INKO In-
kasso Ges.m.b.H. aufgrund aktueller und auf eigene 
Kosten eingeholter Bonitätsauskünfte die Erfolgsaus-
sichten einer Mahnklage positiv bewertet. 

2.4.3.  Leistungen gem. Pkt. 2.4.1. und 2.4.2. können beliebig 
oft im Versicherungsjahr in Anspruch genommen wer-
den. Art. 1 bis 16 dieser Bedingungen (Gemeinsame 
Bestimmungen) sind auf die Leistungen gem. Pkt. 2.4. 
nicht anwendbar. Die Bestimmungen über den Eintritt 

des Versicherungsfalls, Risikoausschlüsse, Warte-
zeiten, Selbstbehalte, Obliegenheiten etc. gelten 
daher nicht. 

2.4.4.  Ansprechpartner für den Inkasso-Service: 

INKO Inkasso GmbH, Pleschinger Str. 12, 4040 
Linz (Tel. 0732/757070-0, FAX 0732/757070-3) 

Kostenlose Hotline: 0800 / 208 408 

E-Mail: kundenbetreuung@inko.at

3. Was ist nicht versichert?

Zur Vermeidung von Überschneidungen mit ande-
ren Rechtsschutz-Bausteinen umfasst der Versi-
cherungsschutz nicht die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen

3.1.  aus Verträgen betreffend Motorfahrzeuge zu 
Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhänger 
einschließlich Ersatzteile und Zubehör (versicher-
bar in Artikel 17); Dies gilt nicht für Verträge, die 
dem versicherten betrieblichen Tätigkeitsbereich 
zuzuordnen sind.  

3.2.  im Zusammenhang mit einem Arbeitsverhältnis 
(versicherbar in Artikel 21); 

3.3.  aus Versicherungsverträgen mit Sozialversiche-
rungsträgern (versicherbar in Artikel 22); 

3.4.  aus Verwaltungsverträgen über Liegenschaften  

3.5.  im Zusammenhang mit einer Erb- oder Familien-
rechtssache  

4. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Mo-
naten ab dem vereinbarten Versicherungsbeginn
eintreten, besteht kein Versicherungsschutz. Dies
gilt nicht für den Inkasso-Service gem. Pkt. 2.4.
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SRB NRV 2011: Besondere Bedingungen für die Spe-
zial-Strafrechtsschutz-Versicherung 

1. Vertragsgrundlagen

Versicherungsschutz wird für die Kosten von Straf- und
Verwaltungsstrafverfahren sowie disziplinar- und standes-
rechtlichen Verfahren im Rahmen der Allgemeinen Bedin-
gungen für die Rechtsschutz-Versicherung (ARB 2011),
Art. 1 – 18 ARB mit Ausnahme der Art. 5, Pkt. 2; Art. 6;
Art. 7, Art. 9, Pkt. 2 – 6 und Art. 10, Pkt. ARB gemäß den
folgenden Bestimmungen geboten.

2. Gegenstand der Versicherung

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf Handlungen
und Unterlassungen, die sich im Rahmen der Tätigkeit
des Versicherungsnehmers ergeben.

Ändert sich die vom Versicherungsschutz erfasste Tätig-
keit für den Versicherungsnehmer nach Abschluss des
Vertrages oder tritt eine weitere Tätigkeit hinzu, besteht
im Rahmen des Vertrages sofortiger Versicherungs-
schutz. Dem Versicherer ist zur Prämienhauptfälligkeit
Anzeige zu erstatten, wodurch gegebenenfalls eine Prä-
mienneufestsetzung erfolgt.

Tritt ein Versicherungsfall ein, der auf die neue Tätigkeit
zurückzuführen ist und ist eine Anzeige zur Prämien-
hauptfälligkeit nicht erfolgt, besteht für diesen Versiche-
rungsfall kein Versicherungsschutz.

3. Versicherte Personen

Versichert sind der Versicherungsnehmer und die beim
Versicherungsnehmer beschäftigten Dienstnehmer in
Ausübung ihrer dienstlichen Verrichtung für den Versiche-
rungsnehmer. Ist der Versicherungsnehmer eine juristi-
sche Person, so sind auch deren gesetzliche Vertreter
versichert.

Der Versicherungsnehmer kann der Rechtsschutzgewäh-
rung für versicherte Personen widersprechen, soweit ge-
gen diese wegen Handlungen oder Unterlassungen Vor-
würfe erhoben werden, die sich gegen die Vermögensin-
teressen des Versicherungsnehmers oder mitversicherten
Unternehmen richten.

Versichert sind darüber hinaus auch die aus dem Dienst
des Versicherungsnehmers bzw. der mitversicherten Un-
ternehmen ausgeschiedenen Personen mit gleichartiger
Funktion wie die derzeit versicherten Personen für Versi-
cherungsfälle, die sich aus ihrer früheren Tätigkeit für das
versicherte Unternehmen ergeben, sofern der Versiche-
rungsnehmer der Rechtsschutzgewährung zustimmt.

4. Versicherung für fremde Rechnung

Soweit anderen Personen als dem Versicherungsnehmer
Versicherungsschutz geboten wird, sind alle in dem Versi-
cherungsvertrag bezüglich des Versicherungsnehmers
getroffenen Bestimmungen auch auf diese Personen
sinngemäß anzuwenden; sie sind neben dem Versiche-
rungsnehmer im gleichen Umfang wie dieser für die Erfül-
lung der Obliegenheiten verantwortlich.

5. Versichertes Risiko

5.1.  Grunddeckung  

Der Versicherungsschutz umfasst die Kosten der 
Verteidigung und des Zeugenbeistandes der versi-
cherten Personen in Verfahren wegen des Vorwur-
fes der Verletzung einer Vorschrift des  

- Strafrechtes,
- Verwaltungsstrafrechtes und/oder
- Disziplinar- und Standesrechtes.

Wird dem Versicherten vorgeworfen eine Vorschrift 
des Strafrechtes verletzt zu haben, besteht Versi-
cherungsschutz für die Verteidigung wegen des 
Vorwurfs  

- eines fahrlässig begehbaren Vergehens,
- eines vorsätzlich begehbaren Vergehens, wenn

die Tat nach dem Gesetz auch bei fahrlässiger
Begehung als Vergehen oder als Verwaltungs-
übertretung verfolgt wird.

Bei Verwaltungsübertretungen besteht Versiche-
rungsschutz auch für vorsätzliches Handeln.  

Kosten für Strafvollstreckungsverfahren sind mitver-
sichert.  

Im Falle einer rechtskräftigen Verurteilung wegen 
einer vorsätzlich begangenen Straftat entfällt inso-
weit rückwirkend der Versicherungsschutz. In die-
sem Fall ist der Versicherte verpflichtet, dem Versi-
cherer die hierfür erbrachten Leistungen zurückzu-
erstatten.  

5.2  Reine Vorsatztaten 

Es besteht Versicherungsschutz auch für die Vertei-
digung in Verfahren wegen des Vorwurfes der Ver-
letzung nur vorsätzlich begehbarer Straftatbe-
stände, soweit es sich dabei nicht um Verbrechen 
handelt.  

5.3  Qualifizierte Vergehen 

Wird dem Versicherten eine Tat vorgeworfen, die 
als Grunddelikt ein Vergehen darstellt und erst bei 
Vorliegen besonderer Tatumstände als Verbrechen 
qualifiziert ist, besteht Versicherungsschutz – so-
weit vereinbart – auch für den Vorwurf des jeweili-
gen Verbrechens, soweit der Versicherungsnehmer 
der Rechtsschutzgewährung zustimmt.  

5.4  Verwaltungs-Rechtsschutz  

Der Versicherer trägt ferner  

a) im Verwaltungsverfahren die notwendigen Kos-
ten eines Rechtsanwaltes für die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen des Versicherten
in verwaltungsrechtlichen Angelegenheiten zur
Unterstützung in einem eingeleiteten und vom
Versicherungsschutz erfassten Strafverfahren.

b) zur Vermeidung von Verwaltungsverfahren die
notwendigen Kosten eines Rechtsanwaltes für
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die Wahrnehmung rechtlicher Interessen gegenüber 
österreichischen Verwaltungsbehörden, um die als 
unmittelbare Folge eines versicherten Strafverfah-
rens drohende Einleitung eines Verwaltungsverfah-
rens zu vermeiden.  

c) bei Verwaltungsgutachten die notwendigen Kosten
eines Rechtsanwaltes für die gutachterliche Klärung
verwaltungsrechtlicher Fragen österreichischen
Rechts, soweit diese für die Verteidigung in einem
eingeleiteten und vom Versicherungsschutz erfass-
ten Strafverfahren erforderlich ist.

5.5  Verkehrsrisiko 

Der Versicherungsschutz umfasst auch die Verteidigung 
gegen den Vorwurf der Verletzung einer verkehrsrechtli-
chen Vorschrift des Straf- oder Verwaltungsstrafrechtes.  

Kein Versicherungsschutz besteht allerdings, wenn nur 
die Verletzung einer Vorschrift des Kraftfahrzeuggesetzes 
(KFG) oder der Straßenverkehrsordnung (StVO) bzw. 
entsprechender Vorschriften im Ausland vorgeworfen 
wird.  

6. Leistungsumfang

6.1  Verfahrenskosten

Der Versicherer trägt die dem Versicherten auferlegten 
Kosten der versicherten Verfahren gemäß Pkt. 5.1 bis 5.3  

6.2  Rechtsanwaltskosten 

Der Versicherer trägt die angemessenen Kosten eines für 
den Versicherten tätigen Rechtsanwaltes.  

Wird zwischen dem Rechtsanwalt und dem Versicherten 
eine Vergütung vereinbart, sind für die Beurteilung der 
Angemessenheit der Vergütung die Autonomen Honorar 
Kriterien zugrunde zu legen. Zu berücksichtigen sind ins-
besondere die voraussichtliche Leistung und Mühewal-
tung des Rechtsanwaltes, das angestrebte Ergebnis so-
wie die persönlichen Verhältnisse des Versicherten.  

Der Versicherer trägt die Kosten für folgende Tätigkeiten 
des Rechtsanwaltes:  

a) Firmenstellungnahme

Ist ein Unternehmen Versicherungsnehmer und rich-
tet sich die Verfolgungshandlung gegen dieses oder
ein mitversichertes Unternehmen, ohne dass zu-
nächst namentlich benannte Personen betroffen sind,
besteht Versicherungsschutz für eine notwendige
rechtsanwaltliche Vertretung des Unternehmens.

b) Verteidigung in Straf- und Verwaltungsstrafverfahren

Der Versicherer trägt die Kosten der anwaltlichen
Verteidigung des Versicherten in Straf- und Verwal-
tungsstrafverfahren einschließlich der Strafvollstre-
ckungsverfahren.

c) Verteidigung in Disziplinar- und Standesverfahren

Der Versicherer trägt die Kosten der anwaltlichen
Verteidigung des Versicherten in disziplinar- und
standesrechtlichen Verfahren.

d) Zeugenbeistand

Der Versicherungsschutz umfasst die Bei-
standsleistung durch einen Rechtsanwalt,
wenn der Versicherte in einem Straf- oder Ver-
waltungsstrafverfahren als Zeuge vernommen
wird und man die Gefahr einer Selbstbelastung
annehmen muss.

e) Verwaltungsrechtliche Tätigkeit

Der Versicherer trägt die Kosten für die verwal-
tungsrechtliche Tätigkeit eines Rechtsanwaltes
gemäß Pkt. 5.4.

6.3  Reisekosten des Rechtsanwaltes 

Der Versicherer trägt die tariflichen Kosten bzw. die 
Kosten nach den Autonomen Honorar-Richtlinien 
für notwendige Reisen des Rechtsanwaltes des 
Versicherten an den Ort des zuständigen Gerichtes 
bzw. der Gerichtsverhandlung oder den Sitz der für 
die Strafverfolgung zuständigen Behörde.  

6.4 Reisekosten der versicherten Personen  

Der Versicherer trägt die Reisekosten des Versi-
cherten für Reisen an den Ort des zuständigen aus-
ländischen Gerichtes, wenn dieses das persönliche 
Erscheinen der versicherten Person angeordnet 
hat.  

Erstattet werden: 

a) anfallende Fahrtkosten für ein öffentliches Ver-
kehrsmittel, und zwar der jeweiligen Staats-
bahn in der ersten Wagenklasse oder eines Li-
nienflugzeuges der Economy-Klasse;

b) anfallende Fahrtkosten mit dem eigenen Kraft-
fahrzeug entsprechend den Steuerrichtlinien in
der am Tage des Reiseeintritts geltenden Fas-
sung bis zur Höhe der bei Benutzung öffentli-
cher Verkehrsmittel (siehe a) anfallenden Kos-
ten;

c) anfallende Tags- oder Übernachtungsgelder
entsprechend den Steuerrichtlinien in der am
Tage des Reiseantrittes geltenden Fassung.

Dem Versicherer sind die Belege vorzulegen. Die 
angefallenen Reisekosten werden in Euro, Beträge 
in fremder Währung unter Umrechnung in Euro ent-
sprechend dem Wechselkurs des ersten Reiseta-
ges erstattet.  

6.5  Sachverständigenkosten 

Der Versicherer trägt auch die angemessenen Kos-
ten für solche Sachverständigengutachten, die der 
Versichert selbst zur notwendigen Unterstützung 
seiner Verteidigung veranlasst.  

6.6  Übersetzungskosten 

Der Versicherer sorgt für die Übersetzung der für 
die Verteidigung und den Zeugenbeistand des Ver-
sicherten im Ausland notwendigen schriftlichen Un-
terlagen und trägt die dabei anfallenden Kosten.  
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6.7  Kosten des Privatbeteiligten 

Der Versicherer trägt die einem Privatbeteiligten in einem 
Strafverfahren gegen den Versicherten entstandenen 
Kosten, soweit der Versicherte diese freiwillig übernimmt, 
um zu erreichen, dass das Verfahren eingestellt wird, ob-
wohl ein hinreichender Tatverdacht fortbesteht. Die 
Rechtsanwaltskosten des gegnerischen Privatbeteiligten 
trägt der Versicherer bis zur Höhe der gesetzlichen Ver-
gütung gemäß Rechtsanwaltstarifgesetz (RATG).  

6.8  Strafkaution 

Der Versicherer sorgt für die Zahlung eines zinsenlosen 
Darlehens bis zu maximal 50% der Versicherungssumme 
für eine Kaution, die gestellt werden muss, um den Versi-
cherten einstweilen von Strafverfolgungsmaßnahmen zu 
verschonen.  

7. Versicherungssumme

Die Versicherungssumme steht maximal 1x pro Versiche-
rungsfall und Versicherungsperiode zur Verfügung.

8. Versicherungsfall

Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt des Ver-
sicherungsfalles innerhalb des versicherten Zeitraums.

8.1  Straf- und Verwaltungsstrafverfahren 

Abweichend von Art. 2.3 ARB gilt in Straf- und Verwal-
tungsstrafverfahren als Versicherungsfall die erste nach 
außen in Erscheinung tretende Verfolgungshandlung der 
zur Strafverfolgung berechtigten Behörde.  

8.2  Zeugenbeistand  

Für den Zeugenbeistand gilt als Versicherungsfall die be-
hördliche oder gerichtliche Aufforderung an den Versi-
cherten zur Zeugenaussage.  

8.3  Disziplinar- und Standesverfahren 

In disziplinar- und standesrechtlichen Verfahren gilt als 
Versicherungsfall die Einleitung eines disziplinar- oder 
standesrechtlichen Verfahrens gegen den Versicherten.  

8.4  Verfahren gegen mehrere Versicherte 

Richtet sich dasselbe Verfahren gegen mehrere Versi-
cherte oder werden in demselben Verfahren mehrere Ver-
sicherte zur Zeugenaussage aufgefordert, handelt es sich 
um denselben und nicht um jeweils einen neuen Versi-
cherungsfall.  

9. Örtlicher Geltungsbereich

Europa

Der Versicherungsschutz bezieht sich auf Versicherungs-
fälle, die innerhalb dieses Gebietes eingetreten und für
die in diesem Bereich der Gerichtsstand gegeben ist.

10. Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten

Versicherungsschutz besteht nicht
- für die Verteidigung gegen den Vorwurf der Verletzung

einer verkehrsrechtlichen Vorschrift des Straf- und Ver-
waltungsstrafrechtes im Zusammenhang mit zulas-

sungspflichtigen Motorfahrzeugen. die verein-
barte Deckungserweiterung „Verkehrsrisiko“ 
bleibt davon unberührt.  

- für die Verletzung gegen den Vorwurf der Verlet-
zung einer Vorschrift des Kartellrechtes sowie ei-
ner anderen Straf- oder Verwaltungsstrafvor-
schrift, welche in unmittelbarem Zusammenhang
mit Kartellverfahren verfolgt wird.

11. Anzuwendendes Recht, Zuständiges Gericht

Dem Vertrag liegt österreichisches Recht zugrunde.
Es gilt ein österreichischer Gerichtsstand.



Anhang 
____________________________________________________________________________________________________ 

H441/07/G – 31.01.2025          Seite 24 von 25

Anhang zu den Allgemeinen Bedingungen für die Rechts-
schutz-Versicherung für Kfz-Händler und -Werkstattbetriebe 
(ARB KHW 2011)   

Wiedergabe der in den ARB erwähnten Gesetzesbestimmungen 

Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) 

§ 5c VersVG Rücktrittsrecht

(1) Der Versicherungsnehmer kann vom Versicherungsver-
trag innerhalb von 14 Tagen, bei Lebensversicherungen
innerhalb von 30 Tagen, ohne Angabe von Gründen zu-
rücktreten.

(2) Die Frist für die Ausübung des Rücktrittsrechts beginnt mit
dem Tag, an dem der Versicherungsvertrag zustande ge-
kommen ist und der Versicherungsnehmer darüber infor-
miert worden ist, jedoch nicht bevor der Versicherungs-
nehmer folgende Informationen erhalten hat:

1. den Versicherungsschein (§ 3),
2. die Versicherungsbedingungen
3. die Bestimmungen über die Festsetzung der Prämie,

soweit diese nicht im Antrag bestimmt ist, und über
vorgesehene Änderungen der Prämie sowie

4. eine Belehrung über das Rücktrittsrecht (Abs. 3).

(3) Die nach Abs. 2 Z 4 zu erteilende Rücktrittsbelehrung
muss enthalten:

1. Informationen über die Rücktrittsfrist und deren
Beginn,

2. die Anschrift des Adressaten der Rücktrittserklärung,
3. einen Hinweis auf die Regelungen der Abs. 4 bis 6.

Die Rücktrittsbelehrung genügt jedenfalls diesen Anforde-
rungen, wenn das Muster gemäß Anlage A verwendet 
wird. 

(4) Der Rücktritt ist in geschriebener Form gegenüber dem
Versicherer zu erklären. § 45 Abs. 1 Z 2 bleibt unberührt.
Die Rücktrittsfrist ist gewahrt, wenn die Rücktrittserklärung
innerhalb der Frist abgesendet wird.

(5) Das Rücktrittsrecht erlischt spätestens einen Monat nach
Zugang des Versicherungsscheins einschließlich einer
Belehrung über das Rücktrittsrecht.

(6) Hat der Versicherer vorläufige Deckung gewährt, so ge-
bührt ihm die der Dauer der Deckung entsprechende Prä-
mie.

(7) Die vorstehenden Absätze gelten nicht für Versicherungs-
verträge über Großrisiken gemäß § 5 Z 34 VAG 2016.

§ 6 (Obliegenheitsverletzung)

(1) Ist im Vertrag bestimmt, dass bei Verletzung einer Oblie-
genheit, die vor dem Eintritt des Versicherungsfalles dem
Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, der Versicherer von
der Verpflichtung zur Leistung frei sein soll, so tritt die ver-
einbarte Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung als
eine unverschuldete anzusehen ist. Der Versicherer kann
den Vertrag innerhalb eines Monates, nachdem er von der
Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer

Kündigungsfrist kündigen, es sei denn, dass die 
Verletzung als eine unverschuldete anzusehen ist. 
Kündigt der Versicherer innerhalb eines Monates 
nicht, so kann er sich auf die vereinbarte Leistungs-
freiheit nicht berufen.  

(1a) Bei der Verletzung einer Obliegenheit, die die dem 
Versicherungsvertrag zugrundeliegende Äquivalenz 
zwischen Risiko und Prämie aufrechterhalten soll, 
tritt die vereinbarte Leistungsfreiheit außerdem nur 
in dem Verhältnis ein, in dem die vereinbarte hinter 
der für das höhere Risiko tarifmäßig vorgesehenen 
Prämie zurückbleibt. Bei der Verletzung von Oblie-
genheiten zu sonstigen bloßen Meldungen und An-
zeigen, die keinen Einfluss auf die Beurteilung des 
Risikos durch den Versicherer haben, tritt Leis-
tungsfreiheit nur ein, wenn die Obliegenheit vorsätz-
lich verletzt worden ist. 

(2) Ist eine Obliegenheit verletzt, die vom Versiche-
rungsnehmer zum Zweck der Verminderung der
Gefahr oder der Verhütung einer Erhöhung der Ge-
fahr dem Versicherer gegenüber - unabhängig von
der Anwendbarkeit des Abs. 1a - zu erfüllen ist, so
kann sich der Versicherer auf die vereinbarte Leis-
tungsfreiheit nicht berufen, wenn die Verletzung kei-
nen Einfluss auf den Eintritt des Versicherungsfalls
oder soweit sie keinen Einfluss auf den Umfang der
dem Versicherer obliegenden Leistung gehabt hat.

(3) Ist die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbart, dass
eine Obliegenheit verletzt wird, die nach dem Eintritt
des Versicherungsfalles dem Versicherer gegen-
über zu erfüllen ist, so tritt die vereinbarte Rechts-
folge nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vor-
satz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. Wird die
Obliegenheit nicht mit dem Vorsatz verletzt, die
Leistungspflicht des Versicherers zu beeinflussen o-
der die Feststellung solcher Umstände zu beein-
trächtigen, die erkennbar für die Leistungspflicht
des Versicherers bedeutsam sind, so bleibt der Ver-
sicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verlet-
zung weder auf die Feststellung des Versicherungs-
falls noch auf die Feststellung oder den Umfang der
dem Versicherer obliegenden Leistung Einfluss ge-
habt hat.

(4) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer
bei Verletzung einer Obliegenheit zum Rücktritt be-
rechtigt sein soll, ist unwirksam.

(5) Der Versicherer kann aus einer fahrlässigen Verlet-
zung einer vereinbarten Obliegenheit Rechte nur
ableiten, wenn dem Versicherungsnehmer vorher
die Versicherungsbedingungen oder eine andere
Urkunde zugegangen sind, in der die Obliegenheit
mitgeteilt wird.

§ 12 (Verjährung, Klagefrist)

(1) Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag ver-
jähren in drei Jahren. Steht der Anspruch einem
Dritten zu, so beginnt die Verjährung zu laufen, so-
bald diesem sein Recht auf die Leistung des Versi-
cherers bekanntgeworden ist; ist dem Dritten dieses
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Recht nicht bekanntgeworden, so verjähren seine Ansprü-
che erst nach zehn Jahren. 

(2) Ist ein Anspruch des Versicherungsnehmers beim Versi-
cherer angemeldet worden, so ist die Verjährung bis zum
Einlangen einer in geschriebener Form übermittelten Ent-
scheidung des Versicherers gehemmt, die zumindest mit
der Anführung einer der Ablehnung derzeit zugrunde ge-
legten Tatsache und gesetzlichen oder vertraglichen Be-
stimmung begründet ist. Nach zehn Jahren tritt jedoch die
Verjährung jedenfalls ein.

(3) Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei,
wenn der Anspruch auf die Leistung nicht innerhalb eines
Jahres gerichtlich geltend gemacht wird. Die Frist beginnt
erst, nachdem der Versicherer dem Versicherungsnehmer
gegenüber den erhobenen Anspruch in einer dem Abs. 2
entsprechenden Weise sowie unter Angabe der mit dem
Ablauf der Frist verbundenen Rechtsfolge abgelehnt hat;
sie ist für die Dauer von Vergleichsverhandlungen über
den erhobenen Anspruch und für die Zeit, in der der Ver-
sicherungsnehmer ohne sein Verschulden an der recht-
zeitigen gerichtlichen Geltendmachung des Anspruchs
gehindert ist, gehemmt.

§ 38 (Verspätete Zahlung der ersten Prämie)

(1) Ist die erste oder einmalige Prämie innerhalb von 14 Ta-
gen nach dem Abschluss des Versicherungsvertrags und
nach der Aufforderung zur Prämienzahlung nicht gezahlt,
so ist der Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt
ist, berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten. Es gilt als
Rücktritt, wenn der Anspruch auf die Prämie nicht inner-
halb dreier Monate vom Fälligkeitstag an gerichtlich gel-
tend gemacht wird.

(2) Ist die erste oder einmalige Prämie zur Zeit des Eintritts
des Versicherungsfalls und nach Ablauf der Frist des Abs.
1 noch nicht gezahlt, so ist der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei, es sei denn, dass der Versi-
cherungsnehmer an der rechtzeitigen Zahlung der Prämie
ohne sein Verschulden verhindert war.

(3) Die Aufforderung zur Prämienzahlung hat die im Abs. 1 und
2 vorgesehenen Rechtsfolgen nur, wenn der Versicherer
den Versicherungsnehmer dabei auf diese hingewiesen hat.

(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfol-
gen der Abs. 1 und 2 nicht aus.

§ 39 (Fristbestimmung für Folgeprämie)

(1) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, so kann
der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen
Kosten schriftlich eine Zahlungsfrist von mindestens zwei
Wochen bestimmen; zur Unterzeichnung genügt eine
Nachbildung der eigenhändigen Unterschrift. Dabei sind
die Rechtsfolgen anzugeben, die nach Abs. 2 und 3 mit
dem Ablauf der Frist verbunden sind. Eine Fristbestim-
mung, ohne Beachtung dieser Vorschriften, ist unwirksam.

(2) Tritt der Versicherungsfall nach dem Ablauf der Frist ein
und ist der Versicherungsnehmer zur Zeit des Eintrittes
mit der Zahlung der Folgeprämie im Verzug, so ist der
Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei

denn, dass der Versicherungsnehmer an der recht-
zeitigen Zahlung ohne sein Verschulden verhindert 
war. 

(3) Der Versicherer kann nach dem Ablauf der Frist das
Versicherungsverhältnis ohne Einhaltung einer Kün-
digungsfrist kündigen, wenn der Versicherungsneh-
mer mit der Zahlung im Verzug ist. Die Kündigung
kann bereits mit der Bestimmung der Zahlungsfrist
so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf wirk-
sam wird, wenn der Versicherungsnehmer in diesem
Zeitpunkt mit der Zahlung im Verzug ist; darauf ist
der Versicherungsnehmer bei der Kündigung aus-
drücklich aufmerksam zu machen. Die Wirkungen
der Kündigung fallen fort, wenn der Versicherungs-
nehmer innerhalb eines Monates nach der Kündi-
gung oder, falls die Kündigung mit der Fristbestim-
mung verbunden worden ist, innerhalb eines Mona-
tes nach dem Ablauf der Zahlungsfrist die Zahlung
nachholt, sofern nicht der Versicherungsfall bereits
eingetreten ist.

(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die
Rechtsfolgen der Abs. 1 bis 3 nicht aus.

§ 40 (Prämie trotz Aufhebung des Versicherungsver-
hältnisses) 

Wird der Versicherungsvertrag während der Versiche-
rungsperiode oder sonst vorzeitig aufgelöst, so gebührt 
dem Versicherer die Prämie nur für die bis dahin verstri-
chene Vertragslaufzeit, soweit nicht Sonderbestimmungen 
anderes vorsehen. Die Möglichkeit für den Versicherer, 
sich für diesen Fall die Zahlung einer angemessenen Kon-
ventionalstrafe (Geschäftsgebühr) auszubedingen (§ 1336 
ABGB), bleibt unberührt. 

Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz (ASGG) 

§ 51 Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbegriff

(1) Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Sinn dieses Bun-
desgesetzes sind alle Personen, die zueinander in ei-
nem privat- oder öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhält-
nis, in einem Lehr- oder sonstigen Ausbildungsver-
hältnis stehen oder gestanden sind.

(2) Den Arbeitgebern stehen Personen gleich, für die von
einem Arbeitnehmer auf Grund eines Arbeitsverhält-
nisses mit einem anderen wie von einem eigenen Ar-
beitnehmer Arbeit geleistet wird.

(3) Den Arbeitnehmern stehen gleich

1. Personen, die den Entgeltschutz für Heimarbeit
genießen, sowie

2. sonstige nicht mit gewerblicher Heimarbeit be-
schäftigte Personen, die, ohne in einem Arbeits-
verhältnis zu stehen, im Auftrag und für Rech-
nung bestimmter Personen Arbeit leisten und we-
gen wirtschaftlicher Unselbständigkeit als arbeit-
nehmerähnlich anzusehen sind


